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Das 9-Milliarden-Euro-Ding:
Kommunaler Altdefizitabbau durch die HESSENKASSE

(JD) Die Kassenkredite der hessi-
schen Kommunen – rund 6 Mrd. 
Euro – sollen aus den kommunalen 
Büchern verschwinden. Mittels ei-
ner „HESSENKASSE“ sollen sie bei 
der WI-Bank landen und mit festen 
Raten für Zins und Tilgung binnen 30 
Jahren abgetragen werden. 3 Milli-
arden Euro an Zinsen sind zu kalku-
lieren. 6 Milliarden zu tilgende Kre-
dite plus 3 Milliarden Euro Zinsen: In 
der Summe ist die HESSENKASSE 
ein 9-Milliarden-Euro-Ding!

Das Programm erfüllt wesentliche 
Positionen des Hessischen Städte-
tags, wirft aber eine Unzahl zu klä-
render Detailprobleme auf.

1.	 Kern des Vorhabens
1.1	 Verlagerung der Kassen-
	 kredite auf die WI-Bank
Rund 6 Mrd. Euro Kassenkredite will 
die hessische Koalition den Kommu-
nen aus den Büchern nehmen und in 
eine langfristige Verbindlichkeit bei 
der WI-Bank umwidmen. Die Um-
wandlung der Kassenkredite ist so 
zu rechnen, dass die Kredite  auf 30 
Jahre mit rund zwei Prozent verzinst 
und komplett getilgt werden. Start 
ist der 1.7.2018. Zu diesem Zeitpunkt 
sollen die Kassenkredite auf die WI-
Bank „umgelegt“ werden.
Daraus errechnet sich ein Gesamt-
volumen von rund 9 Mrd. Euro, das 
jährlich mit 300 Mio. Euro bedient 
werden muss.
Die Kassenkredite werden auf ei-
nen Zeitpunkt vor dem 1.7.2018, 
wahrscheinlich den 31.12.2016 oder 
31.3.2017 festgeschrieben.
Das zuständige Ministerium hat 
die mit Kassenkrediten belasteten 
Kommunen aufgefordert, die Kas-
senkredite zu benennen, welche 
für Investitionen verwendet worden 
sind. Wahrscheinlich kommt es so: 
Die jeweilige Kommune darf wohl 
den Kassenkredit in einen Investiti-
onskredit umwandeln, ohne aber am 
insoweit  am Schuldenschnitt der 
Hessenkasse teilzuhaben.

Rund 80 Prozent der Mittel müssen 
die Kommunen bereitstellen, gut 20 
Prozent steuert das Land bei (siehe 
Diagramm 1). Für die von den Kas-
senkrediten betroffenen Kommu-nen 
ist wichtig: Sie zahlen als unmittel-
bare eigene Beteiligung nur ein Drit-
tel, also rund 100 Mio. Euro jährlich. 
Rund 140 Mio. Euro pro Jahr trägt die 
kommunale Gemeinschaft bei, rund 
60 Mio. jährlich das Land. 
Anders sieht die Lastenverteilung 
aus, sollte der Bund eines Tages nicht 
mehr seine „fünfte Milliarde“ zur kom-
munalen Entlastung bereitstellen. 
Diesen Betrag – für Hessen knapp 
60 Mio. Euro – müsste dann das 
Land übernehmen. Sein Beitrag wür-
de sich auf gut 40 Prozent erhöhen  
(siehe Diagramm 2).

1.2	 Investitionshilfen für 
	 finanzschwache Kommunen
Eine halbe Milliarde wird das Land an 
Investitionshilfen jenen finanz- und 
strukturschwachen Kommunen zu-
teilwerden lassen, die bis dato ohne 
Kassenkredite auskommen und 
daher von dem Entschuldungspro-
gramm nicht selbst profitieren. Den 
größten Anteil von rund 330 Mio. Euro 
an dem Investitionsprogramm will 
das Land originär aus eigenen Mittel 
bereitstellen. Knapp 60 Mio. Euro sol-
len aus den letztlich den Kommunen 
zustehenden Mitteln aus der 2018er-
Rate der „fünften Milliarde“ stammen. 
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Den Rest entnimmt das Land wohl 
aus einer Rücklage, die im Zusam-
menhang mit dem Hessischen In-
vestitionsfonds entstanden ist. Der 
Investitionsfonds selbst wird da-
durch nicht geschmälert.

2.	 Zur Bewertung aus Sicht des 	
	 Hessischen Städtetages
Die Fach- und Führungsgremien des 
Hessischen Städtetages werden 
über die Altdefizitbefreiung mittels 
HESSENKASSE voraussichtlich bis 
Mitte September 2017 entschieden 
haben. 
Die HESSENKASSE folgt den  
bisherigen Städtetags-Beschlüs-
sen jedenfalls in drei Punkten. Die  
HESSENKASSE
•	 nutzt die derzeit noch günstige  
	 Zinslage, um das ungeheure Volu- 
	 men von 6 Mrd. Euro langfristig  
	 zinsgünstig umzuschulden.
•	 hilft den Kommunen, die sich aus  
	 eigener Kraft nicht aus ihrer hohen  
	 Schuldenlast befreien könnten.
•	 beinhaltet eine Beteiligung des  
	 Landes mit eigenen Mitteln.

Nicht zu unterschätzen ist, dass das 
Land den beständigen Hinweisen 
des Hessischen Städtetages auf 
einen hohen kommunalen Investi-
tionsstau zumindest mit Blick auf 
„finanzschwache“ Kommunen ohne 
Kassenkredite teilweise abhilft.

3 É
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3.	 Zu klärende Fragen, Interes-
	 senlage der Kommunen 
3.1 	Hessische Interessen
Hessen wird darauf zu achten ha-
ben, dass die Entschuldung von 
Kassenkrediten nicht Nachteile bei 
künftigen, auf „Finanzschwäche“ 
der Kommunen abstellende Bun-
desprogramme nach sich zieht. 

3.2 	Kommunen mit 
	 Kassenkrediten
Kommunen mit Kassenkrediten 
profitieren naturgemäß von dem 
Programm „HESSENKASSE“. Im 
Ergebnis wird ihre Tilgungsverpflich-
tung auf die Hälfte ihres Kassenkre-
ditvolumens geschnitten. Zinsen 
zahlen sie überhaupt nicht mehr.
Kommunen mit verhältnismäßig 
geringen Kassenkrediten müssen 
allerdings aufgrund der Festbe-
tragsregelung von 25 Euro ihre Kas-
senkredite relativ rasch in einer Zeit 
abtragen, in der sie mutmaßlich auf-
grund des – noch – billigen Geldes 
eine günstige Finanzierung ermögli-
chen können. 

3.3 	Finanzschwache Kommunen 	
	 ohne Kassenkredite
Zu klären wird sein, wie das Land 
im Falle der Investitionszuweisun-
gen „finanzschwach“ und „struktur-
schwach“ definiert, insbesondere 
„finanzschwach“ nicht mit „finanzer-
tragsschwach“ gleichsetzt.

3.4 	Gewerbesteuerstarke 
	 Kommunen
Haben Kommunen keine oder ver-
hältnismäßig geringe Kassenkre-
dite, so haben sie regelmäßig aus 
der HESSENKASSE keine Vorteile 
(Ausnahme oben 1.2). Sie müs-
sen ab 2020 den bisherigen Fonds  

Deutsche Einheit als Landesfonds 
weiter finanzieren.

3.5 	Landkreise profitieren
Die Landkreise profitieren von der 
HESSENKASSE, zumal sie mit 
Ausnahme des Landkreises Fulda 
sämtlich Kassenkredite aufweisen, 
teilweise in eminenter Höhe. Für na-
hezu alle kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden bedeutet dies: Sie 

müssen den Betrag von 25 Euro je 
Einwohner, den die Landkreise tra-
gen über die Kreisumlage auf ihre 
Schultern packen. Die verantwortli-
chen Ministerien allerdings machen 
Hoffnung: Sie erwarten, dass der 
Wegfall des Schuldendienstes für 
die Kassenkredite den Landkreisen 
zu kräftigen Einsparungen verhilft. 
Diese würden sich mindernd auf die 
Kreisumlage auswirken.
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1.2 Investitionshilfen für finanzschwache Kommunen 

 

Eine halbe Milliarde wird das Land an Investitionshilfen jenen finanz- und 

strukturschwachen Kommunen zuteilwerden lassen, die bis dato ohne Kassenkredite 

Eigenbeitrag verschuldeter 
Kommunen; 100; 33%

Fortführung Fonds , kommunal 
zu finanzieren; 60; 20%

Finanzausgleichsmasse -
Landesausgleichsstock; 20; 

7%

„Fünfte Mrd. Bundesmittel“; 59; 
20%

Fortführung Fonds , vom Land 
zu finanzieren; 40; 13%

Diverse originäre 
Landesanteile; 21; 7%

HESSENKASSE - Finanzierungsanteile
zum Start am 1.7.2018

Zahlen ohne Prozentzusatz: 

Mio. Euro

Blau: Zahlungsanteil 
der Kommunen

Grün: Zahlungsanteil 
des Landes

Eigenbeitrag verschuldeter 
Kommunen; 100; 33%

Fortführung Fonds , kommunal 
zu finanzieren; 60; 20%

Finanzausgleichsmasse -
Landesausgleichsstock; 20; 

7%

Vom Land garantierter Anteil 
nach ggfalls Wegfall 

Bundesmittel; 59; 20%

Fortführung Fonds , vom Land 
zu finanzieren; 40; 13%

Diverse originäre 
Landesanteile; 21; 7%

HESSENKASSE - Finanzierungsanteile für den Fall, 
dass eines Tages Bundesmittel wegfallen

Zahlen ohne Prozentzusatz: 

Mio. Euro

Blau: Zahlungsanteil 
der Kommunen

Grün: Zahlungsanteil 
des Landes

Finanzen
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Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Sockel für die Einkommensteuer bleibt 
wahrscheinlich in den Jahren 2018 bis 2020 erhalten

(JD) Hört man von „Finanzaus-
gleich“, so denkt man regelmäßig an 
den Kommunalen Finanzausgleich 
oder den Länderfinanzausgleich – 

beide Themen sind politisch Aktiven 
geläufig. Weniger bewusst ist in der 
Regel, dass auch in der Verteilung 
der Einkommensteuer an die Kom-

munen ein „Finanzausgleich“ steckt. 
Das kommt so:
Den Kommunen insgesamt steht 
ein Anteil von 15 Prozent am Ein-

Diagramm 1: Quelle der Daten HMdF, Zeichnen des Diagramms HStT
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1.2 Investitionshilfen für finanzschwache Kommunen 

 

Eine halbe Milliarde wird das Land an Investitionshilfen jenen finanz- und 

strukturschwachen Kommunen zuteilwerden lassen, die bis dato ohne Kassenkredite 

Eigenbeitrag verschuldeter 
Kommunen; 100; 33%

Fortführung Fonds , kommunal 
zu finanzieren; 60; 20%

Finanzausgleichsmasse -
Landesausgleichsstock; 20; 

7%

„Fünfte Mrd. Bundesmittel“; 59; 
20%

Fortführung Fonds , vom Land 
zu finanzieren; 40; 13%

Diverse originäre 
Landesanteile; 21; 7%

HESSENKASSE - Finanzierungsanteile
zum Start am 1.7.2018

Zahlen ohne Prozentzusatz: 

Mio. Euro

Blau: Zahlungsanteil 
der Kommunen

Grün: Zahlungsanteil 
des Landes

Eigenbeitrag verschuldeter 
Kommunen; 100; 33%

Fortführung Fonds , kommunal 
zu finanzieren; 60; 20%

Finanzausgleichsmasse -
Landesausgleichsstock; 20; 

7%

Vom Land garantierter Anteil 
nach ggfalls Wegfall 

Bundesmittel; 59; 20%

Fortführung Fonds , vom Land 
zu finanzieren; 40; 13%

Diverse originäre 
Landesanteile; 21; 7%

HESSENKASSE - Finanzierungsanteile für den Fall, 
dass eines Tages Bundesmittel wegfallen

Zahlen ohne Prozentzusatz: 

Mio. Euro

Blau: Zahlungsanteil 
der Kommunen

Grün: Zahlungsanteil 
des Landes

Diagramm 2: Quelle der Daten HMdF, Zeichnen des Diagramms HStT
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kommensteueraufkommen zu1. Der 
bundesweite Anteil der Kommunen 
an der Einkommensteuer wird in ein-
zelne „Ländertöpfe“ aufgeteilt, die 
jeweils 15 Prozent der Einkommen-
steuer entsprechen, die nach Zerle-
gung dem jeweiligen Land zusteht. 
Die Aufteilung erfolgt anschließend 
getrennt in jedem Land nach bun-
deseinheitlichen Regelungen.

Für jeden Einkommensteuerfall wird 
ermittelt, wie hoch die Einkommen-
steuerschuld ist, die bis zu einem 
versteuernden Einkommen in Höhe 
von 35.000 Euro bei Ledigen, 70.000 
Euro bei Verheirateten anfällt. Denn 
nur bis zu diesen so genannten „So-
ckelbeträgen“ wird einer Stadt die 
Steuerschuld ihres Einwohners zu-
gerechnet. 

Mit anderen Worten: Das zu versteu-
ernde Einkommen wird für die Be-
rechnungen bei einem gemeinsam 
veranlagten Ehepaar bei 70.000 
Euro gekappt.

Dies bedeutet z.B., dass einem steu-
erpflichtigen Ehepaar, dessen zu 
versteuerndes Einkommen 110.000 
Euro beträgt, eine Steuerschuld nur 
in Höhe von 70.000 Euro zugerech-
net wird. Ein Betrag von 40.000 Euro 
wird „gekappt“. Er geht der Wohn-
sitzstadt des Ehepaares für die Be-
rechnung des städtischen Anteils 
am Einkommensteueraufkommen 
verloren.

Versteuert ein Ehepaar einen Be-
trag von zum Beispiel gemeinsam 
62.000 Euro, so wird dieser Betrag 
in vollem Umfang der Wohnsitzstadt 
zugerechnet, weil er unter der Kap-
pungsgrenze von 70.000 Euro liegt.
Die Einzelheiten sind im Gemeinde-
finanzreformgesetz geregelt.2 

Über die Höhe dieser Sockelbeträge 
(35.000/70.000 Euro) ist immer im 
dreijährigen Turnus neu zu befinden. 
Jetzt muss die Bundespolitik die So-
ckelbeträge für die Jahre 2018 bis 
2020 auf der Grundlage der Einkom-
mensteuerstatistik des Jahres 2013 
festlegen.

Es ist klar, dass diesen Sockelbe-
trägen die Wirkungen eines „Fi-
nanzausgleichs“ zugunsten von 
Städten mit weniger einkommen-
steuerstarker Bevölkerung zugu-
tekommt. Denn der Sockelbetrag 
kappt natürlich viel mehr Steuermit-
tel von überdurchschnittlich verdie-
nenden Einwohnern ab. Eine Stadt 
wie Königstein zum Beispiel verliert 
einen erheblichen Anteil des von ih-
ren Bürgern zu leistenden Einkom-
mensteueranteils.

Die Sockelbeträge führen dazu, 
dass nur ein Teil der Einkommen-
steuerzahlungen der Einwohner/-in-
nen einer Gemeinde für die Schlüs-
selberechnung herangezogen und 
somit verteilungsrelevant ist. Er übt 
hierbei eine nivellierende Wirkung 
aus. Grob gesprochen führen höhe-
re Sockelbeträge zu höheren Antei-
len bei steuerstarken Gemeinden. 
Steuerschwache Gemeinden – auch 
steuerschwache große Städte – ver-
lieren hingegen bei einer Anhebung 
der Sockelbeträge. 

Der Deutsche Städtetag hat in der 
Vergangenheit für seine Positio-
nierung bezüglich einer Anhebung 
oder Beibehaltung der bisherigen 
Sockelbeträge als Richtschnur ver-
einbart, die Sockelbeträge so fest-
zulegen, dass der bundesweite An-
teil der abgeschnittenen tariflichen 

Einkommensteuer ca. 40 Prozent 
beträgt. Aus den vorliegenden Daten 
folgert er, dass er die Sockelbeträge 
beibehalten möchte.

Das Bundesfinanzministerium 
scheint sich darauf einzurichten, 
die geltenden Höchstbeträge von 
35.000/70.000 Euro auch für die 
Jahre 2018 bis 2020 beizubehalten. 
Einem mehrheitlichen Ländervotum 
für eine Erhöhung der Höchstbeträ-
ge um eine Stufe auf 40.000/80.000 
Euro würde sich der Bund voraus-
sichtlich allerdings nicht verschlie-
ßen.

Das Hessische Finanzministerium 
hat dafür votiert, die bisher gel-
tenden Sockelbeträge von bis 
35.000/70.000 Euro beizubehalten. 

Aus Sicht des Hessischen Städte-
tages steht zu erwarten, dass für 
die übernächste 3-Jahres-Periode 
2021-2023 eine sehr viel heftigere 
Diskussion um die Höhe der So-
ckelbeträge/Kappungsgrenzen ent-
brennen wird, als es in diesem Jahr 
für die Periode 2018-2020 der Fall 
war. Deswegen wird die Geschäfts-
stelle sich im Jahr 2019, also schon 
1 Jahr vor der Entscheidung, so auf 
das Thema einstellen, dass die Gre-
mien des Verbands frühzeitig die 
Weichen stellen können.

©
 ta
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1 	 Hinzu kommen 12 Prozent Anteil an der so genannten „Abgeltungssteuer“. 
2 	 Siehe vor allem § 3 Abs. 1 Gemeindefinanzreformgesetz.

Diagramm 1: Quelle der Daten HMdF, Zeichnen des Diagramms HStT
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Gefährdet der Bund die hessische Verteilung der Schulbaumittel?

Bundesregierung Mitte Juli 2017: Höchstens 50 Prozent aller 
Schulträgerkommunen gelten als „finanzschwach“

(JD) Der Bund weist hessischen 
Schulträgern knapp 330 Mio. Euro 
an Schulbaumitteln zu.1 Ein wichti-
ger Beitrag ist das zweifellos, den In-
vestitionsstau an hessischen Schu-
len zu lindern. 
Wer aber glaubt, der Bund würde es 
dem Land überlassen, diese Mittel 
sachgerecht an die einzelnen Schul-
träger zu verteilen, irrt sich. Der Bund 
beabsichtigt dem Land Vorgaben zu 
setzen, nach denen die bisher vom 
hessischen Finanzministerium ge-
plante Verteilung der Schulbaumittel 
gefährdet ist. 
Denn der Bund sagt Mitte Juli 2017: 
Höchstens 50 Prozent der Kom-
munen in einem Land können als 
finanzschwach gewertet werden. 
Mehr geht nicht.

Die Idee des Hessischen Finanzmi-
nisteriums zur Mittelverteilung geht 
von anderen Vorgaben aus: Von den 
322 hessischen Schulträgern gelten 
nach hessischem Verteilungsprinzip 
26 als finanzschwach. Nur drei Städ-
te (Frankfurt am Main, Wiesbaden 
und Marburg) sowie drei Landkrei-
se (Hochtaunus, Main-Taunus und 
Darmstadt-Dieburg) werden nicht 
als „finanzschwach“ erachtet. Sie 
bekommen kein Geld vom Bund, 
sondern Geld aus einem eigens für 
sie gestrickten Landesprogramm.
Die Vorstellung zur Mittelverteilung 
findet sich auch in einem Landes-
gesetz, das die hessischen Koaliti-
onsfraktionen in den Landtag einge-
bracht haben. Am 23. August 2017 
wird der zuständige Haushaltsaus-
schuss des Hessischen Landtags 
den Hessischen Städtetag und die 
anderen kommunalen Spitzenver-
bände dazu anhören.

Bleibt der Bund bei seiner harten 
Haltung entsteht ein großes Vertei-
lungsproblem: Nur an 16 statt wie 

bisher geplant an 26 Schulträger 
darf das Land Bundesmittel zuwei-
sen. Zehn Schulträger, Städte oder 
Landkreise, werden nicht mehr in 
den Genuss von Bundeszuweisun-
gen gelangen können. Dafür wird 
sich der Anteil für die 16 „finanz-
schwachen“ Kommunen erheblich 
erhöhen: Der Bundesanteil für Hes-
sen – besagte 330 Mio. Euro – bleibt 
unter allen Umständen gleichhoch. 
Wie schwer die Verhandlungen mit 
dem Bund unter Umständen werden, 
zeigt ein weiterer Punkt im Paket des 
Bundes: Der Bund will Zuweisungen 
von seinem Einvernehmen zur Aus-
wahl der antragsberechtigten Kom-
munen abhängig machen!

Deutscher Städtetag stützt grund-
sätzlich die 50-Prozent-Grenze
Der Deutsche Städtetag hat sich zu 
der Kontingentbegrenzung auf 50 
Prozent grundsätzlich positiv geäu-
ßert. Er hält aber Ausnahmen dann 
für geboten, wenn die Zahl der als fi-
nanzschwach einzustufenden Kom-
munen die Quote von 50 Prozent 
übersteigt. 

Wir zitieren aus dem Schreiben 
des Deutschen Städtetages vom 
28.6.2017:
Allerdings liegt in einigen Ländern 
der Anteil von Kommunen, die nach 
allgemeiner Einschätzung als finanz-
schwach zu bezeichnen sind, höher 
als 50 %. Hier ist zu überlegen, ob  
für diese Länder nicht eine höhere 
Quote akzeptiert werden kann.

Wichtig für die kommunale Praxis: 
Die Kontingente sind nicht mehr 
sicher
Was bisher eindeutig erschien, ist 
plötzlich nicht mehr so klar. Das 
hessische Ministerium der Finanzen 
schreibt mit E-Mail vom 29.6.2017: 

„Ich habe keine Bedenken, Ihre Mit-
gliedschaft entsprechend zu infor-
mieren und darauf hinzuweisen, bei 
der Planung möglicher Maßnahmen 
im Auge zu haben, dass sich die 
Kontingente aus dem Landesge-
setzentwurf u.U. noch ändern kön-
nen.“

Trotz allem: Bund avisiert auch po-
sitive Veränderungen 
In folgenden Punkten zeigte sich der 
Bund gegenüber den Ländern kom-
promissbereit:
1.	 Das Maßnahmenende für eine  
	 Schulbaumaßnahme verlängert  
	 der Bund bis Ende 2022. Dies  
	 ist immer noch ein ehrgeiziges  
	 zeitliches Ziel, weil in diesem  
	 Zeitraum fachliche Planung, po- 
	 litische Entscheidung, Aus- 
	 schreibung und Bauen vollendet  
	 werden müssen. 
2.	 Der Schulträger darf für Maß- 
	 nahmen, die der Barrierefreiheit  
	 des Bauwerks dienen, und aus- 
	 nahmsweise – wenn dieser  
	 wirtschaftlicher ist – für einen  
	 Ersatzbau anstelle eines beste- 
	 henden Schulbauwerks Mittel  
	 des Bundes erhalten.
3.	 Für Fälle, in denen der Bund vom  
	 Schulträger Mittel zurückfordern  
	 könnte, hat der Bund eine Baga- 
	 tellgrenze eingeführt.

Haltung des Bundes Momentauf-
nahme Mitte Juli 2017
Zum Zeitpunkt des Redaktions-
schlusses sind die Verhandlungen 
über die 50-Prozent-Marke zwischen 
Bund und Land noch im Gange. Un-
sere aus den Bundeszuweisungen 
möglicherweise berechtigten Städte 
dürfen noch hoffen, dass der Bund 
den Weg wieder eröffnet die Mittel 
im Sinne der Verständigung mit dem 
Land Hessen und den kommunalen 
Spitzenverbänden zu verteilen.

1 	 Siehe Titelbericht „Informationen HStT 2017“, Heft 3-4.
2 	 Die Stadt Kelsterbach als Schulträgerin wird „ihrem“ Landkreis Groß-Gerau zugerechnet.
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Nord- und mittelhessische Landkreise verlangen von ihren 
Gemeinden deutlich niedrigere Kreis- und Schulumlage 
je Einwohner als die südhessischen Landkreise

(JD) Nach den Berechnungen des 
Hessischen Städtetages benöti-
gen die nord- und mittelhessischen 
Landkreise sichtbar weniger Geld 
von ihren kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden als die südhessi-
schen Landkreise (siehe Tabelle). 
Gerechnet je Einwohner zahlen die 
umlagepflichtigen Gemeinden im 
Jahr 2017 landesweit durchschnitt-
lich 727 Euro an Kreis- und Schul-
umlage. Die Kreise im Regierungs-
bezirk Kassel (647 Euro) und auch im 
Regierungsbezirk Gießen (710 Euro) 
liegen deutlich darunter, die Land-
kreise im Regierungsbezirk Darm-
stadt deutlich darüber (763 Euro).
Immerhin können die südhessischen 
Landkreise für sich reklamieren, mit 
knappem Vorsprung die stabilsten 
Werte seit 2005 aufzuweisen (Index 
für 2017 bei 2005=100: RP DA: 187,3 
– RP GI: 188,9 – RP KS: 189,6).
Schlechte Werte bei der Umlagen-
entwicklung zeigen der Main-Tau-
nus-Kreis, der nicht nur absolut mit 
einer KU- und SchU von 1034 Euro je 
EW „führt“, sondern auch mit einem 
Index von 232,7 den massivsten Zu-
wachs seit 2005 aufweist.
Wenig stabil in ihrer Umlagenent-
wicklung seit 2005 zeigen sich auch 
der Landkreis Groß-Gerau (Index 
211,7) und der Landkreis Hersfeld-
Rothenburg (Index 200,6), Letzte-
rer allerdings mit einer immer noch 
unauffälligen Zahl von KU + SchU je 
Einwohner.

Zur Berechnung bedarf es noch der 
Erläuterung: Sowohl für die Umlage 
2005 als auch für die Umlage 2017 
verwenden wir die Einwohnerzahlen 
zum 31.12.2015. Landkreise mit ho-
hen Einwohnerzuwächsen seit 2005 
stehen damit in der Vergleichsrech-
nung etwas ungünstiger, Landkreise 
mit geringem Einwohnerzuwachs 
oder rückläufigen Einwohnern etwas 
besser als bei Anwendung der rea-
len Zahlen des Jahres 2005.

Um den Besonderheiten der Land-
kreise mit Sonderstatusstädten ge-
recht zu werden, haben wir die Ein-
wohner jeder Sonderstatusstadt um 
43,5 Prozent, dem Ermäßigungssatz 
der Kreisumlage, verringert. Darin 
liegt eine geringe Ungenauigkeit, 
weil die Finanzkraftunterschiede der 
Sonderstatusstädte nicht einbezo-
gen sind.
Bei der Berechnung der Schulum-
lage je Einwohner haben wir die 
Einwohner der Schulträgerstädte 
komplett aus den Kreiseinwohnern 
herausgerechnet.
Damit unser Vorgehen optisch 
nachzuvollziehen ist, haben wir in 
der Tabelle abgetragen, welche 
Einwohnerzahl wir jeweils bei der 
Berechnung von Kreis- und Schul-
umlage den einzelnen Kreisen zu-
grunde gelegt haben.

Mittels nachstehender Tabelle kön-
nen Sie die Daten für die Hebesätze 
der Kreis- und Schulumlage 2017 

ablesen. Wir haben zudem jeweils 
zum Vergleich den Hebesatz-Medi-
an der drei Regierungsbezirke ein-
gearbeitet. Die für die Sonderstatus-
städte einzusetzenden Hebesätze 
haben wir nicht dargestellt.
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etwas ungünstiger, Landkreise mit geringem Einwohnerzuwachs oder rückläufigen 
Einwohnern etwas besser als bei Anwendung der realen Zahlen des Jahres 2005. 
Um den Besonderheiten der Landkreise mit Sonderstatusstädten gerecht zu werden, 
haben wir die Einwohner jeder Sonderstatusstadt um 43,5 Prozent, dem 
Ermäßigungssatz der Kreisumlage, verringert. Darin liegt eine geringe Ungenauigkeit, 
weil die Finanzkraftunterschiede der Sonderstatusstädte nicht einbezogen sind. 
Bei der Berechnung der Schulumlage je Einwohner haben wir die Einwohner der 
Schulträgerstädte komplett aus den Kreiseinwohnern herausgerechnet. 
Damit unser Vorgehen optisch nachzuvollziehen ist, haben wir in der Tabelle 
abgetragen, welche Einwohnerzahl wir jeweils bei der Berechnung von Kreis- und 
Schulumlage den einzelnen Kreisen zugrunde gelegt haben. 
 

 
Tabelle 1: Daten von HMdF und HmdIuS;  
Einzelne Berechnungen und Zeichnen der Tabelle: HStT 

 

Mittels nachstehender Tabelle können Sie die Daten für die Hebesätze der Kreis- und 

Schulumlage 2017 ablesen. Wir haben zudem jeweils zum Vergleich den Hebesatz-

Median der drei Regierungsbezirke eingearbeitet. Die für die Sonderstatusstädte 

einzusetzenden Hebesätze haben wir nicht dargestellt. 

 

Kreis- und 

Schulumlage im 

Vergleich

Bevölkerung 

31.12.2015

Bevölkerung 

31.12.2015

Bevölkerung 

31.12.2015

KU+SchU je 

EW

KU+SchU je 

EW

Index 2005 = 

100

Gesamt  Kreisumlage  Schulumlage 2005 2017 2017

KU+SchU je EW 4.690.195 4.478.737 4.270.790 386 727 188,1

Main-Taunus 232.848 232.848 232.848 444 1.034 232,7

Hochtaunus 233.427 210.266 233.427 494 869 175,8

Offenbach 347.357 347.357 347.357 446 784 175,7

Reg.Bez. Darmstadt 2.634.376 2.543.497 2.462.982 407 763 187,3

Groß-Gerau 266.042 238.624 187.291 357 757 211,7

Marburg-Biedenkopf 245.241 213.122 171.405 394 744 189,1

Main-Kinzig 411.956 371.656 319.313 401 737 183,7

Gießen 262.505 225.767 178.050 377 733 194,5

Bergstraße 266.928 266.928 266.928 369 718 194,7

Darmstadt-Dieburg 292.773 292.773 292.773 411 716 174,2

Reg.Bez. Gießen 1.040.091 948.767 859.333 376 710 188,9

Lahn-Dill 253.167 230.700 230.700 383 709 185,2

Rheingau-Taunus 184.114 184.114 184.114 385 703 182,5

Hersfeld-Rotenburg 121.166 121.166 121.166 350 701 200,6

Landkreis Kassel 235.813 235.813 235.813 342 682 199,5

Limburg-Weilburg 171.922 171.922 171.922 356 676 189,8

Wetterau 301.931 301.931 301.931 380 663 174,6

Vogelsberg 107.256 107.256 107.256 354 653 184,4

Reg.Bez. Kassel 1.015.728 986.473 948.475 342 647 189,6

Odenwald 97.000 97.000 97.000 355 641 180,6

Werra-Meißner 100.715 100.715 100.715 362 641 177,2

Waldeck-Frankenberg 157.592 157.592 157.592 380 633 166,4

Landkreis Fulda 220.132 190.877 152.879 313 623 198,9

Schwalm-Eder 180.310 180.310 180.310 320 602 188,1

Kelsterbach 15.721 15.721 Erläuterung:

Rüsselsheim 63.030 27.418 63.030 Die Einwohner der Sonderstatusstädte und des 

Bad Homburg    53.244 23.161 Schulträgers Kelsterbach sind bei den Einwohnern

Hanau 92.643 40.300 92.643 der Landkreise abgezogen worden.

Gießen 84.455 36.738 84.455 Bei der Kreisumlage allerdings nur um 43,5 %,

Wetzlar 51.649 22.467 dem Anteil an der Kreisumlage, welche die

Marburg 73.836 32.119 73.836 Sonderstatusstädte nicht leisten müssen.

Fulda 67.253 29.255 67.253
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 KU+SchU-Hebesatz  KU-Hebesatz  SchU-Hebesatz  

Hochtaunus 55,11 41,77 13,34 

Main-Taunus 50,60 36,30 14,30 

Lahn-Dill 53,37 38,88 14,49 

Wetterau 51,23 35,76 15,47 

Gießen 55,59 39,59 16,00 

Fulda 48,07 31,57 16,50 

Werra-Meißner 51,42 34,86 16,56 

Main-Kinzig 54,07 36,97 17,10 

Hersfeld-Rotenburg 52,32 35,08 17,24 

Darmstadt-Dieburg 53,46 35,87 17,59 

MEDIAN Reg.Bez. Kassel 50,51 32,97 17,62 

Schwalm-Eder 49,60 31,60 18,00 

MEDIAN ALLE 53,02 34,43 18,00 

MEDIAN Reg.Bez. Darmstadt 53,09 35,10 18,58 

Bergstraße 53,02 33,45 19,57 

Wald.-Frankenb. 48,99 29,41 19,58 

Vogelsberg 53,42 33,79 19,63 

MEDIAN Reg.Bez. Gießen 53,42 34,60 19,63 

Kassel 54,08 34,34 19,74 

Offenbach 51,34 31,55 19,79 

Limburg-Weilburg 54,54 34,60 19,94 

Marburg-Biedenkopf 52,51 32,26 20,25 

Groß-Gerau 55,23 34,43 20,80 

Odenwald 53,15 32,12 21,03 

Rheingau-Taunus 52,71 29,10 23,61 

Tabelle 2: Daten von HmdIuS;  
Zeichnen der Tabelle: HStT 
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KFA 2018/2019: Verlierer bei den Schlüsselzuweisungen 
sind die kreisfreien Städte

(JD) Erst Anfang 2018 wird der Hes-
sische Landtag wohl seinen Dop-
pelhaushalt 2018/2019 und damit 
auch den Doppel-KFA 2018/2019 
verabschieden. In der Aufteilung 
der Schlüsselzuweisungen sind die 
kreisangehörigen Gemeinden die 
Gewinner, deutliche Verlierer die 
kreisfreien Städte.

1.	 Zur Entwicklung der Aus-
	 gleichsleistungen nach 
	 dem FAG insgesamt
Das sog. KFA-Ausgleichsvolumen 
wird 2018 einen großen Satz nach 
vorne machen und um 6,66 Prozent 
auf knapp 4,9 Mrd. Euro 2018 anstei-
gen. Der Anstieg von 2018 auf 2019 
wird mit 2,19 Prozent deutlich flacher 
ausfallen und knapp die 5-Mrd.-Euro-
Grenze verfehlen. Die wahrscheinlich 
positive „Spitzabrechnung“ aus dem 
Jahr 2017 ist für 2019 noch nicht be-
rücksichtigt.

Der Anteil der Krankenhausinves-
titionen an der Gesamtschlüssel-
masse wächst 2018 kräftig auf 6,33 
Prozent und liegt auch 2019 mit 5,6 

Prozent über dem Anteil von 5,53 
Prozent im Jahr 2017. So wichtig es 
ist, die hessischen Krankenhäuser 
mittels notwendiger Investitionen zu 
modernisieren und instand zu halten: 
Es ist nicht mehr verträglich, dass die 
hessischen Kommunen einen weit 
höheren Finanzierungsanteil an ihren 
Krankenhäusern zu tragen haben, als 
die Kommunen im Durchschnitt der 
anderen 12 Flächenländer dies leis-
ten müssen.

Kritisch zu betrachten: Das Finanz-
ministerium will 2018 und 2019 keine 
Mittel mehr aus dem staatlichen Teil 
des Landeshaushalts einschießen, 
um Übergangshärten vom alten Fi-
nanzausgleichsrecht zum neuen FAG 
2016 abzumildern (§ 63 FAG).

2.	 Zur Entwicklung der Aus-
	 gleichsleistungen nach 
	 dem FAG insgesamt

Allgemeine 
Finanz-    
zuwei-   
sungen

Besondere 
Finanz-    
zuwei-   
sungen

Pauschale + 
Allgemeine 
Investitions-
zuweisungen

Kranken-  
haus-

investiti-   
onen 

Spezielle 
Finan-    

zierungen

Landes-    
ausgleichs-

stock

Abmildern 
Übergang

Summe 
FAG 

insgesamt

2017 3.351.082 638.406 128.900 253.500 42.068 77.800 95.000 4.586.756

2018 3.529.488 733.426 154.950 309.600 40.556 64.300 60.000 4.892.320

2019 3.675.687 710.304 171.900 280.000 38.902 62.800 60.000 4.999.593

Die Verwendung der Finanzausgleichsmasse

Tabelle 1: Aufteilung der Zuweisungen nach Verwendungszweck (Daten außer Jahre: Tausend Euro)
Quelle der Daten: HMdF; Zeichnen der Tabelle: HStT

Anteilsquoten der einzelnen Verwendungszwecke

Allgemeine 
Finanz-    
zuwei-   
sungen

Besondere 
Finanz-    
zuwei-   
sungen

Pauschale + 
Allgemeine 
Investitions-
zuweisungen

Kranken-  
haus-

investiti-   
onen 

Spezielle 
Finan-    

zierungen

Landes-    
ausgleichs-

stock

Abmildern 
Übergang

Summe 
FAG 

insgesamt

2017 73,06% 13,92% 2,81% 5,53% 0,92% 1,70% 2,07% 100%

2018 72,14% 14,99% 3,17% 6,33% 0,83% 1,31% 1,23% 100%

2019 73,52% 14,21% 3,44% 5,60% 0,78% 1,26% 1,20% 100%

Tabelle 2:  Anteil der Zuweisungen nach Verwendungszweck an der Gesamtmasse
Quelle der Daten: HMdF; Zeichnen der Tabelle und Berechnungen: HStT

Das Finanzministerium schafft eine 
Aufteilung der Schlüsselmassen, 
welche günstig für die kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden ist.

Ihr Anteil an der Gesamtschlüssel-
masse steigt kräftig an. Dies ist er-
freulich, weil es damit viele unserer 
Mitgliedstädte etwas leichter haben 
werden, ihre aus der Vergangenheit 
rührenden Konsolidierungslasten 
abzutragen. 

Keine Freude lösen steigende 
Schlüsselzuweisungen bei den Mit-
gliedern aus, die Solidaritätsumlage 
zu zahlen haben. Mit jeweils 74 Mio. 
Euro prognostiziert das Finanzminis-
terium für die Jahre 2018 und 2019 
jeweils wieder eine deftige Finanzie-
rungslast.

Bittere Pillen erneut auch in den bei-
den kommenden Rechnungsjahren 
für die kreisfreien Städte: Ihr Anteil 
an den Schlüsselzuweisungen sackt 
weiter deutlich ab – sowohl in abso-
luten Zahlen als auch vor allem im 
prozentualen Anteil an den Schlüs-
selmassen.
 	
Schon der Blick auf die absoluten 
Zahlen zeigt es klar: Die kreisfreien 
Städte bleiben danach trotz kräfti-
ger Steigerung der Gesamtmasse 
im Jahr 2019 mit gut 606 Mio. Euro 
unter den Zuweisungen für 2017, 
obwohl sie auch da schon kräftige 
Einbußen gegenüber dem Vorjahr 
hinnehmen mussten. 2018 gar sinken 
ihre Zuweisungen zwischenzeitlich 
noch um rund 6,5 Mio. Euro unter die 
600-Mio.-Euro-Grenze.

Wie sehr die kreisfreien Städte mit 
ihrem Anteil an den Schlüsselzuwei-
sungen absteigen, verdeutlicht die 
Quotentabelle. Von einem Schlüssel-
zuweisungsanteil von noch 22,6 Pro- 
zent 2016 fällt der Anteil der kreis-
freien Städte Jahr für Jahr ab und 
wird 2019 gerade noch bei 17,2 Pro- 
zent notiert.
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Betreuung jugendlicher Arbeitsloser 
muss weiter in kommunaler Hand bleiben

(Hm) Wenn Behörden Aufgaben ver-
lieren oder ihre Bedeutung abnimmt, 
sind sie gelegentlich, eigentlich meis-
tens, auf der Suche nach neuen Auf-
gaben. So ist es gerade im Bereich 
des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch. Dieser Teil der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) ist auf Aufgabensuche. 

In einem Gutachten der Friedrich-
Naumann-Stiftung, dem „Weißbuch 
Arbeiten 4.0“ des BMAS, dem Vor-
schlag des BDA im Verwaltungsrat 
der BA sowie jüngst in einem Pa-
pier zur „Weiterentwicklung der Ar-
beitsmarktreform nach der Agenda 
2010“ werden Überlegungen laut, 
die Betreuung von jugendlichen 
SGB II-Leistungsberechtigten neu 
zu organisieren. Diese sollen von den 
Jobcentern, egal ob als Kommunales 
Jobcenter (KJC) oder als gemeinsa-
me Einrichtung (gE) organisiert, aus 
dem Zuständigkeitsbereich des SGB 
II in das SGB III verschoben und aus-
schließlich durch die BA betreut wer-
den. Des Weiteren ist zu vernehmen, 
dass nur seitens der BA eine schnitt-
stellenfreie und umfassende Betreu-
ung und Vermittlung von Jugendli-
chen in Ausbildungen zu leisten sei.

Diese Überlegungen und Thesen 
lehnen die Städte entschieden ab. 
Gerade in der vollumfänglichen Be-
treuung der Jugendlichen, laufen in 
Form der Schulsozialarbeit, der (auf-
suchenden) Jugendarbeit, der Ein-
bindung des Jugendamtes als Gan-
zes, der wirtschaftlichen Jugendhilfe 
und vielem mehr die Fäden bei der 
Kommune zusammen und sind die 
Schnittstellen zwischen den unter-
schiedlichen Leistungsträgern gere-
gelt und die Verfahren abgestimmt.

Die BA stellt in dieser Arbeit nur einen 
– mehr oder weniger bedeutsamen 
– Akteur dar. Die Schnittstellen inner-
halb der Kommunen sind seit Jahren 
aufeinander abgestimmt. Dabei spie-
len die Jobcenter als SGB II-Träger 
im Rahmen der innerkommunalen 

Soziales 
und 
Integration

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Kooperation eine wichtige Rolle. So 
finden beispielsweise zwischen der 
Schulsozialarbeit und den (Kommu-
nalen) Jobcentern regelmäßige ge-
meinsame Gespräche statt. Zudem 
werden Maßnahmen für den betrof-
fenen Personenkreis aufeinander ab-
gestimmt und geplant.

Die mit dem 9. SGB-II-Änderungsge-
setz im August 2016 implementierte 
Förderung schwer zu erreichender 
junger Menschen (§ 16h SGB II) zeigt 
auf, dass der Förderungskatalog 
der BA im SGB III – wie in allen Be-
reichen – nicht ausreichend war, den 
angesprochenen Personenkreis zu 
erreichen. Für eine zielführende Um-
setzung dieses Instruments ist genau 
die vorstehend geschilderte Abstim-
mung und Kooperation vor Ort und 
innerhalb der Kommune von hoher 
Relevanz. 
Die Betreuung aller Jugendlichen 
ausschließlich durch die BA wür-
de für die jugendlichen SGB-II-
Leistungsberechtigten eine weitere 
Schnittstelle bedeuten, die aus den 
vorgenannten Gründen zu deren 
Lasten gehen würde. Einem „Verlo-
rengehen“ zwischen dieser Schnitt-
stelle wäre nur mit einem enormen 
Aufwand entgegenzuwirken. 

Unter anderem auch vor diesem Hin-
tergrund besteht keine Notwendig-
keit an den bisherigen Betreuungs-
zuständigkeiten der Jugendlichen im 

SGB II etwas zu ändern – im Gegen-
teil, es wäre kontraproduktiv. 

Die Positionierung im Gemeinsamen 
Ausschuss der KJC ist damit klar: 
Die Kommunalen Spitzenverbän-
de sprechen sich für einen Verbleib 
des gesetzlichen Aufgabengebietes 
der Vermittlung und Betreuung der 
Jugendlichen bei den Jobcentern, 
unter Federführung der Kommunen 
in Zusammenarbeit mit den Jugend-
ämtern, aus und fordern das Land 
Hessen auf, den Beschluss zu un-
terstützen und sich auch weiterhin 
öffentlichkeitswirksam an die Seite 
der (K)JC zu stellen. Die vorstehen-
den Aufgaben sind im SGB II sehr 
gut platziert und werden in Hessen 
erfolgreich umgesetzt.

Das Land hat diese Unterstützung 
bereits von höchster Stelle zugesagt.

Anstatt über neue Aufgaben für das 
Dritte Buch Sozialgesetzbuch nach-
zudenken, ist es viel angebrachter, 
die bestehenden Aufgaben zu op-
timieren. Und für das bestehende 
und künftige Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hat der Hessi-
sche Städtetag in den letzten Jahren 
genügend Anliegen und Vorschläge, 
z. B. zur Vereinfachung der Regelun-
gen des SGB II und der Instrumen-
tenreform vorgelegt, über die man 
sich viel eher Gedanken machen 
muss.

Jugendliche Arbeitslose –
Hilfesystem

Frust / 
fehlende 

Motivation
Jugendlicher Jugendlicher 

☺
Pubertät

kein
(Schul-)

Abschluss

keine
Ausbildungs-

stelle

Eltern

Jugendamt (SGB VIII)

BA (SGB III) (K)JC (SGB II)

Orientierung – Motivation/Vorbereitung – Qualifizierung/Bildung – (Ausbildungs-)begleitung / abgestimmte Hilfen 

Beruf
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Schwedischer Kommunalverband 
zu Gast im Hessischen Städtetag

(Hm) Die Flüchtlingsströme, aner-
kannte Flüchtlinge, Familiennach-
zug und Maßnahmen zur Integrati-
on beschäftigen alle europäischen 
Städte. Und so war es naheliegend, 
dass der Hessische Städtetag die 
Anfrage der Skåne Association of 
Local Authorities aus Malmö gerne 
angenommen hat und am 27. Juni 
2017 rund 40 Bürgermeister und 
Sozialdezernenten aus der süd-
schwedischen Region im Haus der 
Kommunalen Selbstverwaltung in 
Wiesbaden empfing. Gut angekom-
men ist auch, dass die Veranstaltung 
gemeinsam mit dem Hessischen Mi-
nisterium für Soziales und Integrati-
on geplant und durchweg auf Eng-
lisch durchgeführt wurde.

Der Tag begann mit der Vorstellung 
des Monitorings auf Landesebene 
durch Dr. Ingrid Wilkens vom Hessi-
schen Ministerium für Soziales und 
Integration. Hessen kann sich glück-
lich schätzen, dass die Landes-
hauptstadt schon sehr früh selbst 
ein solches Monitoring initiierte und 
Hessen dies landesweit fortentwi-
ckelte. Dr. Ulrike Neumann stellte 
sodann die Grundzüge der Hessi-
schen Integrationspolitik vor. Dabei 
standen die Fortschreibung des Ak-
tionsplans und das WIR-Programm 
im Mittelpunkt. 

Geschäftsführender Direktor Ste-
phan Gieseler und Referatsleiter Mi-
chael Hofmeister führten nach einer 
kurzen Vorstellung des kommunalen 
Spitzenverbandes die Positionen 
und Berechnungen des Hessischen 
Städtetages auf. Dabei wurden die 
folgenden sechs Bereiche beson-
ders betont:
•	 Wohnraum,
•	 Arbeitsmarkt,
•	 Bildung und Betreuung von 
	 Kindern und Jugendlichen,
•	 Wertevermittlung / gesellschaft-
	 liche Aufnahme, 
•	 Gesundheit und
•	 Sicherheit.

Erfahrungstausch zwischen Städten aus Schweden und Hessen

Gelder von Bund, Land und Kom-
munen soll in den Regelsystemen 
des Sozialgesetzbuches zum Ein-
satz kommen. Einzelne Förderpro-
gramme mit entsprechenden Doku-
mentations- und Berichtspflichten 
machen keinen Sinn. Die Mitglieder 
im Hessischen Städtetag sind sich 
einig, dass es keiner neuen För-
derprogramme und Projekte mehr 
bedarf. Vielmehr bedarf es eines 
Maßnahmebündels, welches lang-
fristig angelegt ist, nachhaltig ist und 
alle Personengruppen, die integriert 
werden müssen, auch die Zielgrup-
pe der osteuropäischen Zuwande-
rer, in den Blick nimmt.

Vor der kurzen Mittagspause stellte 
Dr. Arnim von Ungern-Sternberg, 
Leiter des Amtes für multikulturelle 
Angelegenheiten der Stadt Frankfurt 
am Main (AmkA), sein, bereits 1989 
gegründetes, Amt vor und griff da-
bei auf ganz aktuelle Zahlen über die 
Bedarfe von zu integrierenden Men-
schen zurück. Das AmkA als städti-
sche Behörde hat die Aufgabe das 
konstruktive Zusammenleben der 
verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen in Frankfurt am Main zu fördern 
und zu unterstützen.
Erfolgreiche Integration ist dann er-
reicht, wenn alle Einwohnerinnen 
und Einwohner, gleich welcher Her-
kunft und welchen Hintergrunds, 
gemeinsam die Zukunft der Stadt 
gestalten. Chancengleichheit und 
gleichberechtigte Beteiligung sind 
dabei Grundprinzipien. Das AmkA 

entwickelt zielgerichtete Integra-
tionsmaßnahmen, unterstützt die 
Vernetzung von Institutionen, die mit 
Integration befasst sind und fördert 
Toleranz und Verständnis der Ein-
wohnerinnen und Einwohner unter-
einander.

Der Nachmittag gehörte den Fach-
leuten aus der Landeshauptstadt. 
Bettina Lecke und Razaw Akram 
stellten einerseits die Besonderhei-
ten des Amt für Zuwanderung und 
Integration in Wiesbaden vor: die 
Ausländerbehörde und die Integra-
tionsabteilung arbeiten abgestimmt 
unter einem Dach in einem Dezernat 
zusammen. Andererseits führten sie 
in das druckfrische Integrationskon-
zept der Landeshauptstadt ein, und 
ermöglichten den schwedischen 
Gästen einen Einblick in die Arbeit 
von „WIF“, dem Wiesbadener inter-
nationalen Frauen und Mädchen-
Begegnungs- und Beratungszent-
rum e. V., das erste Anlaufstelle und 
Orientierungshilfe für Frauen, Mäd-
chen und Familien bei Problemen 
und Fragen verschiedenster Art ist 
und ein Ort der Information, Erfah-
rungsaustausch und allgemeinen 
Sozial- und Lebensberatung sein 
will.

Mit einer Menge neuer Ideen konnte 
die schwedische Delegation unter 
Leitung des Geschäftsführers Peter 
Nilsson, ihre Heimreise antreten. Der 
Erfahrungsaustausch soll fortge-
setzt werden.
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Die Kommunalen Jobcenter auf dem Hessentag 2017 
in Rüsselsheim am Main

(Wm) „Entdecken Sie selbst – Viel-
seitigkeit, und regionale Veranke-
rung sind unsere Stärke“ – so prä-
sentierten sich die Kommunalen 
Jobcenter (KJC) in Hessen erfolg-
reich im Zelt der Landesregierung. 
Die Vielseitigkeit ließ sich auch im 
unterhaltsamen und informativen 
Programm wiederfinden.

Dass die KJC nicht nur für ihre Kun-
den den passenden Arbeitsplatz 
finden können, sondern auch selbst 
ein attraktiver Arbeitgeber sind, 
wurde anhand von Einstiegschan-
cen, Aufstiegsmöglichkeiten und 
Arbeitsfeldern von den Mitarbeiten-
den der KJC den zahlreichen Besu-
chern vorgestellt. 

Passanten konnten unter der Über-
schrift „Der Beruf steht mir“ lustige 
Fotos in diverser Arbeitskleidung 
erstellen lassen und gleich mit-
nehmen. Auch Dr. Manuel Lösel, 
Staatssekretär im Hessischen Kul-
tusministerium, probierte sich in ei-
nem neuen Berufsoutfit. 

Natürlich gab es Beratung rund um 
das Thema Bewerben sowie zahl-
reiche Stellenangebote regionaler 
Unternehmen. 

Den richtigen Stil beim Vorstellungs-
gespräch zu treffen, den eigenen 
Typ herauszufinden war bei einer 
Farb- und Stilberatung bei Sabine 
Schmahl von Lumicolore für die Be-
sucher des Hessentags möglich. 

Musikalisch untermalt wurde das 
alles von „Molly Alone“, zwei Mu-
sikern aus der Umgebung, welche 
beide ebenfalls beruflich dem Um-
feld der Jobcenter angehören und 
mit irischer Pubmusik und vielen 
anderen Titeln ordentlich für Stim-
mung sorgten. Selbst Sozialminister 
Stefan Grüttner ließ sich kurz dazu 
hinreißen, das Tanzbein zu schwin-
gen.

Rena Wißmeier – Regiestelle SGB II – Hes-

sischer Städtetag – probiert auch eine 

neue Berufskleidung aus
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Wer sein Durchhaltevermögen, wel-
ches auch in Zeiten der Arbeitssu-
che gefragt ist, unter Beweis stellen 
wollte, dem stand an beiden Tagen 
ein Ritt auf einem Bullen offen. Das 
Bullriding fand großen Anklang und 
auch hier ließ sich direkt ein Erinne-
rungsfoto mitnehmen. 

Die Kleinen durften natürlich eben-
falls nicht zu kurz kommen, setzen 
doch die Kommunalen Jobcenter 
auch das Bildungs- und Teilhabe-
paket um, welches vielen Kindern 
aus finanziell schwachen Familien 
die Möglichkeit gibt bzw. die Mittel 
zur Verfügung stellt, beispielsweise 
an Klassenfahrten und Freizeiten 
teilzunehmen, Vereine zu besuchen 
und so ihre Talente zu entdecken, 
aber auch Lernförderung ermöglicht 
oder einfach die Fahrkarte für den 
Weg zur Schule finanziert. Die jun-
gen Besucher hatten die Möglich-
keit, einfach mal Instrumente auszu-
probieren oder konnten sich kleine 
Geschenke wie beispielsweise den 
zur Zeit heiß begehrten Spinner mit-
nehmen und die Erwachsenen sich 
umfassend über die Fördermöglich-
keiten informieren.

Eine Fahrt mit dem Trucksimulator 
stand nicht nur den jungen Gäs-
ten zur Verfügung; jeder hatte die 
Gelegenheit zu versuchen einen 
40-Tonner plus Anhänger als Be-
rufskraftfahrer durch die dann doch 
recht engen Straßen einer Stadt zu  
manövrieren und dabei erfahren, 
welche hohe Anforderung diese Tä-
tigkeit stellt.

Wie schnell es gehen kann, dass 
man in der Schuldenfalle sitzt, 
wurde im Rahmen eines Spiels 
mit dem Publikum unter dem Ti-
tel „Was kostet die Welt“ deutlich, 
aber auch beim „Shoppen mit 409 
Euro“ (die Höhe des aktuellen mo-
natlichen Regelsatzes einer Person 
im Leistungsbezug des Jobcenters) 
wurde schnell klar, dass sich das 
Konto leicht ins Minus bewegen 
kann. Welche Möglichkeiten aus 
der Schuldenfalle heraus bestehen, 
konnte direkt bei Ansprechpartnern 
der Schuldnerberatung, welche als 
Angebot auch im Leistungskatalog 
der KJC umfasst sind, geklärt wer-
den.

Alles in allem hatten die Besucher 
des Hessentags so die Gelegenheit, 
die vielseitigen Leistungen der KJC 
und deren Engagement zu erleben, 
diese auch als Arbeitgeber kennen-
zulernen und nebenbei Spaß beim 
selbst Ausprobieren zu haben.

Die umfassenden Vorbereitungen 
durch das Hessische Ministerium 
für Soziales und Integration, Rena 
Wißmeier vom Hessischen Städte-
tag, den Hessischen Landkreistag, 
durch die Pro Arbeit (AöR) Kreis Of-
fenbach und das KJC Groß-Gerau 
(AöR) haben sich rundum gelohnt 
und zum Gelingen beigetragen.

Weitere Informationen und Impres-
sionen finden Sie in Kürze unter 
www.kjc-hessen.de.
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Städte fordern 10 Mio. EUR 
für die Unterhaltsvorschussreform

(Hm) „Die Städte fordern das Land 
auf, ihnen eine Zusage für den Aus-
gleich der Mehrausgaben für Perso-
nal- und Fallausgaben zu machen, 
die ihnen durch die Unterhaltsvor-
schussreform entstehen“, sagt der 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Soziales und Integration des Hessi-
schen Städtetages, Hanaus Bürger-
meister Axel Weiss-Thiel, nach der 
112. Sitzung des Gremiums in der 
documenta-Stadt Kassel. „Alleine 
die Städte haben einen errechneten 
Mehrbedarf von rund 10 Mio. EUR. 
Dazu kommt noch der Aufwand der 
21 Landkreise.“

Die Reform des Unterhaltsvor-
schussgesetzes sieht folgenderma-
ßen aus: Der Unterhaltsvorschuss 
wird unbegrenzt für Minderjährige 
bis zur Vollendung des 18. Lebens-

jahres ausgezahlt. Die Altersgrenze 
wird dementsprechend von der Voll-
endung des 12. Lebensjahres auf die 
Vollendung des 18. Lebensjahres 
angehoben. Die Bezugsdauergren-
ze (bisher maximal sechs Jahre) wird 
abgeschafft. Die Änderungen treten 
schon zum 1. Juli in Kraft. 

„Wir können nicht warten, bis ir-
gendwann der Kommunale Finanz-
ausgleich neu geregelt wird. Jetzt 
entstehen uns die erheblichen Per-
sonalgewinnungs-, Personal- und 
Fallkosten“, sagt Weiss-Thiel. „Bund 
und Land müssen jetzt für einen ent-
sprechenden Ausgleich sorgen.“

Weitere Themen des Ausschusses 
waren u. a. der Wohnbedarf für an-
erkannte Flüchtlinge und den Fa-
miliennachzug, die Wohnsitzaufla-
ge, die vergleichende Prüfung des 
Landesrechnungshofes bei den 
Sonderstatusstädten, die Evalua-
tion des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzbuches, die Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes, die inter-
disziplinäre Frühförderung sinnes-
geschädigter Kinder und die Arbeit 
der Allianz für Wohnen.
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Hessisches Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz
2017/2018 beschlossen

(Ba) Der Hessische Landtag hat am 
29. Juni 2017 in Dritter Lesung das 
Gesetz über die Anpassung der Be-
soldung und Versorgung in Hessen 
in den Jahren 2017 und 2018 und 
zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften beschlossen. 

Dementsprechend werden sich die 
Dienst- und Versorgungsbezüge 
•	 zum 1. Juli 2017 um 2,0 Prozent,  
	 wobei die Grundgehälter um einen 
	 Mindestbetrag von 75 Euro ange- 
	 hoben werden, und
•	 zum 1. Februar 2018 um 2,2 Pro- 
	 zent
einheitlich für alle Besoldungsgrup-
pen erhöhen.

Die Anwärtergrundbeträge werden 
einheitlich 
•	 zum 1. Juli 2017 um 35 Euro und
•	 zum 1. Februar 2018 um 35 Euro
steigen.

Zeit- und inhaltsgleich werden auch 
die Beträge für die Mehrarbeitsver-
gütung angepasst.

Mit dem Gesetz über die Anpassung 
der Besoldung und Versorgung in 
Hessen in den Jahren 2017 und 2018 
und zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften ist auch die Änderung 
der Hessischen Verordnung über 
die Gewährung eines Zuschlags zu 
den Dienstbezügen bei begrenz-

ter Dienstfähigkeit verbunden. Ab 
dem 1. Juli 2017 wird der Zuschlag 
zu den Dienstbezügen bei begrenz-
ter Dienstfähigkeit auf 10 Prozent 
der Dienstbezüge bei Vollbeschäf-
tigung, mindestens jedoch um  
300 Euro angehoben.

Das Gesetz über die Anpassung der 
Besoldung und Versorgung in Hes-
sen in den Jahren 2017 und 2018 
und zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften wurde im Gesetz- und 
Verordnungsblatt vom 5. Juli 2017 
(S. 114 ff.) verkündet. Es tritt rückwir-
kend zum 1. Juli 2017 in Kraft.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Änderungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 sind die Ände-
rungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) 
in Kraft getreten. Das Gesetz greift 
zwei von drei wesentlichen Forde-
rungen des Hessischen Städte-
tages auf: Zusammenführung der 
Fördertatbestände und Umstellung 
der platz- auf die kindbezogene För-
derung. Darüber hinaus führt das 
Gesetz Qualitätspauschalen unter 
anderem für die Durchführung des 
Bildungs- und Erziehungsplanes 
ein. Dies wird ebenfalls von den 
Städten und Gemeinden in Hessen 
begrüßt. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die bisherigen Mindeststan-
dards und hinterlegt sie mit einem 
durch das Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 6. Juni 2012 notwendigen 
Kostenausgleich, sieht aber für die 
anderen Aufgaben keine wesentli-
chen originären Landesmittel vor. 
Dies bedauert der Hessische Städ-
tetag, da die bundesgesetzlich vor-
gesehene Aufgaben stetig anwach-
sen.

Investitions- und Betriebskosten 
werden weiter zu einem ganz über-
wiegenden Teil durch die Städte 
und Gemeinden getragen. Dabei 
haben sowohl Bund und Land we-
gen der Übertragung einer p ichti-
gen Selbstverwaltungsaufgabe eine 
konnexitäre Kostentragungsp icht 
als auch die freien Träger nach § 74 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII eine 
angemessene Eigenleistung zu er-
bringen. Letztere braucht nicht aus-
schließlich aus Geld zu bestehen, 
wenn der Träger nach seiner Struk-
tur zur Bereitstellung nennenswerter 
Geldmittel nicht in der Lage ist und 
ihm auch keine besonderen Einnah-
men aus Spenden und Sammlungen 
zur Verfügung stehen. Im Allgemei-
nen ist eine Eigenleistung zwischen 
15 und 25 % der entstehenden Ge-
samtkosten angemessen. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil vor kurzem in ständiger 
Rechtsprechung erneut bekräftigt: 

BVerwG, Urteil vom 17.7.2009 – 5 C 
25/08 –. Ein Drittel der Platzkosten 
können bzw. sollen grundsätzlich 
die Eltern durch Gebühren und Bei-
träge aufbringen. Eltern, die sich die 
Betreuungsgebühren nicht leisten 
können, können einen Antrag bei 
dem zuständigen Jugendhilfeträger 
nach § 90 SGB VIII stellen.

Das Gesetz regelt des Weiteren un-
ter anderem die Mindeststandards 
zur Gewährleistung des Kindes-
wohls in Tageseinrichtungen in den 
§§ 25a bis 25d HKJGB neu. Gleich-
zeitig wird mit dem Ziel der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
eine Rahmenbetriebserlaubnis ein-
geführt.

Nicht in jedem Fall muss am 1. Ja-
nuar 2014 eine neue Rahmenbe-
triebserlaubnis beantragt werden. 
Vielmehr kann mit einer gültigen 
Betriebserlaubnis weiter gearbeitet 
werden, jedenfalls bis zum Ende der 
Übergangsfrist am 1. September 
2015 (§ 57 Abs. 1 HKJGB).

Mit der Einführung der Rahmenbe-
triebserlaubnis im Sinne eines grö-
ßeren Gestaltungsspielraums des 

Trägers steigt die Bedeutung der 
bestehenden Meldep ichten der 
Träger gegenüber den zuständigen 
Jugendämtern gemäß § 47 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), § 15 Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB). 
Dabei ist hervorzuheben, dass sich 
der Umfang der derzeit bestehen-
den Meldep ichten mit dem neuen 
Betriebserlaubnisverfahren nicht 
verändert hat, vielmehr wurde durch 
das Bundeskinderschutzgesetz in 
§ 47 SGB VIII nunmehr ausdrück-
lich geregelt, dass sog. „besonde-
re Vorkommnisse“ unverzüglich zu 
melden sind. Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass es in Verantwor-
tung des Jugendamtes zu entschei-
den ist, ob, wie es § 47 SGB VIII 
verlangt, jede Personaländerung zu 
melden ist. Über die Meldep ichten 
nach § 47 SGB VIII hinaus muss, da-
mit das zuständige Jugendamt ge-
mäß § 15 HKJGB überprüfen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Be-
triebserlaubnis auch im laufenden 
Betrieb weiterhin vorliegen, der Trä-
ger in der jährlichen Meldung nach 
§ 47 SGB VIII auch Angaben über 
das Alter und die Betreuungszeit der 
betreuten Kinder machen.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Krankenstand in den Mitgliedstädten des 
Deutschen Städtetages: Ergebnisse für das Jahr 2016

(Ba) Zum 14. Mal hat der Deutsche 
Städtetag die krankheitsbedingten 
Fehlzeiten in seinen unmittelbaren 
Mitgliedstädten erhoben. Von den 
199 unmittelbaren Mitgliedstädten 
haben sich 171 Städte, das sind  
85,9 %, an der Umfrage beteiligt und 
auf der Grundlage des Eckpunkte-
katalogs auswertbare Zahlen gelie-
fert. 

Insgesamt sind 341.142 Beschäf-
tigte in die Erfassung einbezogen. 
Von den 341.142 in die Erfassung 
einbezogenen Beschäftigten sind 
58,9 % (201.072) Frauen und 41,1 % 
(140.070) Männer. Bei den Auszu-
bildenden zeigt sich eine ähnliche 
Geschlechterverteilung: Von den er-
fassten 11.867 Auszubildenden sind 
56,1 % weiblich und 43,9 % männ-
lich. Die weitere Auswertung ist nicht 
mit einer Differenzierung nach Ge-
schlechtern unterlegt.

Für das Jahr 2016 zeigt der Kran-
kenstand einen leichten Anstieg der 
krankheitsbedingten Fehltage. Ins-
gesamt sind 8.510.598 Krankheits-
tage im Jahr 2016 angefallen. Dies 
ergibt auf der Basis von 365 Kalen-
dertagen, ungeachtet des Schalt-
jahres, eine Quote von 6,83 % (unter 
Berücksichtigung des Schaltjahres 
ergäbe sich eine Quote von 6,82 %) 
und entspricht gegenüber dem Jahr 
2015 einem Anstieg der Kranken-
standquote von 0,10 %.

Auf die insgesamt 341.142 Beschäf-
tigten entfallen unter Zugrundele-
gung der Gesamtfehltage damit 
durchschnittlich 24,95 Krankheits-
tage auf der Basis von 365 Kalen-
dertagen, d.h. inklusive Wochenen-
den und Feiertagen. Unterschieden 
nach den Beschäftigtengruppen 
liegt die Quote in der Kategorie „1-3 
Krankheitstage“ bei den Beamtin-
nen und Beamten bei 0,91 % und bei 
den Tarifbeschäftigten bei 0,90 %. 
In der Kategorie „4 - 42 Krankheits-
tage“ liegt die Quote bei den Be-

amtinnen und Beamten bei 2,82 % 
und bei den Tarifbeschäftigten bei  
3,79 %. Eine Quote von 2,55 % bei  
den Beamtinnen und Beamten und  
von 2,28 % bei den Tarifbeschäftig-
ten ist in der Kategorie „43 und mehr 
Krankheitstage“ zu verzeichnen. Die 
niedrigste Einzelquote mit 0,90 % 
liegt – wie auch schon im Vorjahr – 
im Bereich der Kurzzeiterkrankung 
in der Kategorie „1-3 Krankheits-
tage“ bei der Gruppe der Tarifbe-
schäftigten. Ebenfalls wie im Vorjahr 
liegt auch im Jahre 2016 die höchste 
Einzelquote mit 3,79 % in der Kate-
gorie „4 - 42 Krankheitstage“ bei der 
Gruppe der Tarifbeschäftigten.

In einer nach Größenklassen diffe-
renzierten Betrachtung der Krank-
heitstage ergibt sich folgende 
Verteilung: In den Städten der Grö-
ßenklasse 1 (über 500.000 Einwoh-
ner) liegt die Quote bei 7,16 %, in den 
Städten der Größenklasse 2 (über 
200.000 bis unter 500.000 Einwoh-
ner) liegt die Quote bei 7,21 %, in  
den Städten der Größenklasse 3 
(über 100.000 bis unter 200.000 Ein-
wohner) liegt die Quote bei 6,70 %, 
in den Städten der Größenklasse 4 
(über 50.000 bis unter 100.000 Ein-

wohner) liegt die Quote bei 6,36 % 
und in den Städten der Größenklasse 
5 (unter 50.000 Einwohner) liegt die 
Quote bei 5,87 %. Damit lässt sich, 
wie bereits im Vorjahr, der höchste 
Krankenstand in den Städten der 
Größenklasse 2 und der niedrigste 
Krankenstand in den Städten der 
Größenklasse 5 feststellen. 

Geht man davon aus, dass sich 
die Zahl der Beschäftigten in den 
Verwaltungen proportional zur Ein-
wohnerzahl verhält, bestätigt sich 
die Feststellung, dass die Kran-
kenstandsquote mit der Größe der 
Verwaltungen steigt. Verglichen mit 
dem Vorjahr kann das stärkste Ab-
sinken der Krankheitstage in den 
Städten der Größenklasse 2 fest-
gestellt werden (minus 2,39 %). In 
den Städten der Größenklasse 5 ist 
ein Absinken der Krankheitstage 
von 0,33 % erkennbar. Dagegen ist 
in den Städten der Größenklasse 1  
erneut ein Anstieg (plus 0,26 %)  
festzustellen. Auch in den Städten 
der Größenklasse 2 und der Größen-
klasse 3 ist ein Anstieg der Krank-
heitstage um 2,30  % bzw. um 0,15 % 
 zu verzeichnen.
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Das Feuerwehrrecht ist in Bewegung

(Ri) Stetig ist nur der Wandel – diese 
Erkenntnis gilt auch im Feuerwehr-
recht. Neue technische Entwicklun-
gen erfordern ebenso eine Anpas-
sung des Hessischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes wie 
neue rechtliche Anforderungen. 
Aus diesem Grund hat das Hessi-
sche Ministerium des Innern und 
für Sport jetzt den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des HBKG 
vorgelegt.

Inhaltlich dient der Gesetzentwurf 
vor allem dazu, die Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherr-
schung der Gefahren schwerer Un-
fälle mit gefährlichen Stoffen – die 
so genannte Seveso III Richtlinie 
– umzusetzen. Diese Änderung ist 
vor allem für Städte und Gemeinden 
von Interesse, in deren Gebiet ein 
Störfallbetrieb liegt. Für diese muss 
die untere Katastrophenschutzbe-
hörde künftig in erweitertem Um-
fang externe Notfallpläne erstellen. 

Drei weitere Änderungen betreffen 
hingegen alle Städte und Gemein-
den in Hessen. Zum einen widmet 
sich der Gesetzentwurf dem Thema 
Nachwuchsgewinnung. In dem § 10 
Abs. 1 HBKG wird ein neuer Satz 4 
aufgenommen, der die Städte und 
Gemeinden ausdrücklich dazu 
verpflichtet für die Erhaltung und 
Gewinnung einer ausreichenden 
Anzahl von ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen zu sorgen. Diese 
Regelung ist inhaltlich nicht neu. Be-
reits nach geltendem Recht sind die 
Städte und Gemeinden dazu ver-
pflichtet, eine leistungsfähige Feu-
erwehr vorzuhalten. Dies schließt 
indirekt die Verpflichtung ein, auch 
für den langfristigen Bestand zu 
sorgen. Daher betont der Entwurf 
der Gesetzesbegründung zurecht, 
dass es sich bei der Erhaltung und 
Gewinnung ehrenamtlicher Feuer-
wehrkräfte um eine originäre Aufga-
be der kommunalen Selbstverwal-
tung handelt. Allerdings kann das 
Land Hessen in wichtigen Fragen 

In der gemeinsamen Sitzung des Landesbeirates für Brandschutz, Allgemeine Hilfe und 

Katastrophenschutz sowie der Landessportkonferenz mit den Staatsministern Beuth 

und Prof. Dr. Lorz wurde besprochen, wie Schule, Feuerwehr und Sportverbände enger 

zusammenarbeiten können.
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tatkräftige Unterstützung leisten – 
siehe nebenstehenden Artikel.

Zum anderen wird das Thema Eva-
kuierung stärker in den Fokus ge-
nommen. Die Notwendigkeit ein Ge-
biet zu evakuieren reicht dabei von 
eher lokalen Ereignissen wie Brän-
den, Störfällen oder Bombenfunden 
bis hin zu Ereignissen von globaler 
Bedeutung wie der Reaktorkatas-
trophe in Fukushima. In all diesen 
Fällen besteht die Notwendigkeit, 
die Bevölkerung des betroffenen 
Gebietes schnell und geordnet an 
anderer Stelle unterzubringen, zu 
verpflegen und zu betreuen. Aus 
diesem Grund wird in § 28 HBKG 
eine Klarstellung aufgenommen, die 
die Gemeinden verpflichtet sowohl 
bei der Evakuierung selbst als auch 
bei der Unterbringung der Evakuier-
ten die erforderliche Unterstützung 
zu leisten. Flankiert wird diese Mit-
wirkungspflicht durch eine Präzisie-
rung der allgemeinen Hilfeleistungs-
pflichten des § 49 Abs. 2 HBKG. 
Nach der neu aufgenommenen  
Nr. 3 sind die Eigentümer oder Be-
sitzer von Beherbergungsstätten 
zukünftig verpflichtet diese bei 

großflächigen Evakuierungen zur 
Verfügung zu stellen.

Schließlich widmet sich der Ge-
setzentwurf auch dem Thema der 
Feuerwehrgebühren. Konkret wird 
neu geregelt, dass die kreisfreien 
Städte und Landkreise, für die ihnen 
bei Betrieb einer Brandmeldeemp-
fangszentrale entstehenden Kos-
ten, Benutzungsgebühren erheben 
können. Damit wird es möglich, die 
Nutzer der Brandmeldeanlagen – 
also die Eigentümer besonders ge-
fährdeter Gebäude von denen aus 
Sicherheitsgründen eine Brand-
meldeanlage verlangt wird – für die 
Kosten heranzuziehen. Darüber hin-
aus wird die so genannte Tragehilfe 
der Feuerwehr neu geregelt. Dies 
betrifft Fälle, in denen der Rettungs-
dienst allein nicht in der Lage ist eine 
hilfebedürftige Person zu bewegen 
und daher Hilfe der Feuerwehr be-
nötigt. In diesen Fällen soll zukünftig 
ein Anspruch gegen die Leistungs-
erbringer im Rettungsdienst (Hilfs-
organisationen oder Feuerwehr) 
bestehen. Die Frage wird allerdings 
sein, ob es den Leistungserbringern 
im Rettungsdienst gelingt, die dann 
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für Tragehilfe entstehenden Kosten 
von den Kostenträgern im Gesund-
heitssystem ersetzt zu erhalten.

Nach unserer Einschätzung sollten 
über die Vorschläge des Innen-
ministeriums hinaus noch einige 
weitere Vorschläge in die Reform 
einbezogen werden. Dies betrifft 
zum einen die Leitung der Feuer-
wehr. Diese erfolgt nach § 12 HBKG 
grundsätzlich ehrenamtlich. Nur in 
Städten mit mehr als 50.000 Ein-
wohnern und hauptamtlich besetz-
ten Feuerwehreinheiten untersteht 
die Feuerwehr der Leiterin oder 
dem Leiter der Feuerwehr. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Tätig-
keit der Feuerwehr auch in Städten 
mit weniger als 50.000 Einwohnern 

immer komplexer wird, haben sich 
bereits jetzt einige dieser Städte 
dazu entschlossen, hauptamtliche 
Strukturen zu schaffen. Diese sind 
auch notwendig, um die ehrenamt-
lichen Feuerwehrangehörigen von 
Verwaltungsaufgaben zu entlasten. 
Daher wäre es konsequent, es die-
sen Kommunen ebenfalls zu erlau-
ben, ihre Feuerwehr unter die Füh-
rung einer Leiterin / eines Leiters der 
Feuerwehr zu stellen. Zum anderen 
sehen wir die Notwendigkeit für 
das automatische Notrufsystem für 
Kraftfahrzeuge in der Kostenersatz-
regelung zu erfassen. Bei diesem 
muss geregelt werden, wie mit den 
Kosten für Fehleinsätze umzuge-
hen ist. Es darf nicht dazu kommen, 
dass die Kommunen die Kosten für 

Fehleinsätze tragen. Schließlich 
sollte der Gesetzgeber bedenken, 
dass es inzwischen verbreitet ist, 
die Kosten für eine echte Brand-
meldeanlage zu sparen und anstelle 
dessen vernetzte Rauchwarnmel-
der mit einer automatischen Tele-
fonansage zu verbinden oder die 
vernetzten Rauchwarnmelder mit 
einem privaten Sicherheitsdienst zu 
verbinden, der dann die Feuerwehr 
alarmiert. Für diese Fälle empfiehlt 
es sich eine Regelung für Fehlalar-
me in das HBKG aufzunehmen. Es 
darf nicht sein, dass die Kommunen 
die Auswirkungen einer fehleranfäl-
ligen Technologie bzw. der dünnen 
Personaldecke mancher Sicher-
heitsdienste tragen müssen.

Wie kann die Nachwuchsgewinnung und -sicherung 
praktisch funktionieren?

(Ri) Blickt man auf die Zahl der eh-
renamtlich Tätigen in der Freiwilli-
gen Feuerwehr so ist festzustellen, 
dass die Zahl der Angehörigen der 
Einsatzabteilungen zwar leicht ab-
nimmt, im Kern aber stabil ist. An-
ders sieht es bei der Jugendfeuer-
wehr aus. Bei dieser ist die Zahl der 
Aktiven zwischen dem 31.1.2010 
und dem 31.12.2015 von rund 
27.500 auf 25.000 gesunken. Dies 
ist kritisch, da der Übergang aus der 
Jugendfeuerwehr in die Einsatzab-
teilung bislang der wichtigste Weg 
zur Nachwuchsgewinnung ist. Die 
heute in der Jugendfeuerwehr be-
stehenden Lücken sind die zukünfti-
gen Lücken in der Einsatzabteilung.
Ein Ansatzpunkt für die Nachwuchs-
gewinnung ist die Verbesserung der 
Zusammenarbeit von Schule und 
Feuerwehr. Wenn es gelänge in der 
Schule mehr Kinder für die Feuer-
wehr zu begeistern, würde dies dem 

Brandschutz sehr helfen. Das Land 
Hessen unterstützt diese Bestre-
bungen derzeit auf vielfältige Wei-
se. In einer gemeinsamen Sitzung 
der Landessportkonferenz und des 
Landesbeirats für Brandschutz, All-
gemeine Hilfe und Katastrophen-
schutz heben sowohl Staatsminis-
ter Beuth als auch Staatsminister 
Prof. Dr. Lorz die hohe Bedeutung 
hervor, die der engen Zusammen-
arbeit von Schule und Feuerwehren 
zukommt. Bereits jetzt wirkt auf die-
sem Feld die Kooperationsverein-
barung zwischen dem Hessischen 
Kultusministerium und dem Lan-
desfeuerwehrverband. Ergänzend 
ist eine finanzielle Förderung des 
Engagements der Feuerwehren in 
den Schulen geplant. In den positi-
ven Beispielen zeigt sich allerdings 
immer wieder, dass der Erfolg so-
wohl von der Begeisterungsfähig-
keit der Verantwortlichen in der 

Feuerwehr als auch von gutem und 
geeignetem pädagogischen Materi-
al abhängt. Daher ist es notwendig, 
dass Schule, Kommune und Feuer-
wehr eng zusammenarbeiten.

Ein anderer Weg zur Nachwuchs-
gewinnung und -sicherung ist die 
verstärkte Ansprache Erwachsener. 
Mit diesem Thema befasst sich un-
ter anderem der Integrationsbeirat 
Brandschutz. Dieser ist damit be-
auftragt, konkrete Strategien zu er-
arbeiten um Menschen mit Migrati-
onshintergrund für die Feuerwehr zu 
begeistern. Mit der Verleihung des 
Integrationspreises Brandschutz an 
insgesamt vier Feuerwehren war es 
möglich, die Erfolge vor Ort zu wür-
digen. 

15 É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2017

Der Ortsbeirat im Gefüge der hessischen Kommunalverfassung

(Gi/Za) Das den Ortsbeiräten für 
ihre Arbeit zur Verfügung stehende 
rechtliche Instrumentarium und die 
Reichweite ihrer Gestaltungsmög-
lichkeiten sind regelmäßige Gegen-
stände der in unserer Geschäfts-
stelle eingehenden Rechtsfragen. 
Um den Lesern unserer Informa-
tionen eine Gesamtübersicht zum 
rechtlichen Umfeld, in welchem sich 
die Ortsbeiräte in Hessen bewegen, 
zu verschaffen, werden wir in dieser 
und den folgenden Ausgaben ins-
gesamt vier Artikel zu diesem The-
menkreis veröffentlichen. Nachdem 
sich die ersten beiden Artikel dieser 
Reihe mit der Bildung und Zusam-
mensetzung der Ortsbeiräte sowie 
den Rechten und Pflichten der Orts-
beiräte auseinander gesetzt haben, 
werden sich die letzten beiden Ar-
tikel mit dem Verfahren im Ortsbei-
rat und mit regelmäßig wiederkeh-
renden Fragen zu den Rechten des 
Ortsbeirats befassen.

3. Teil: Verfahren
a) Tagesordnung 
Die Tagesordnung muss alles bein-
halten, über das in der Sitzung be-
schlossen werden soll, wobei dem 
Ortsvorsteher bei der Aufstellung 
derselben ein weiter Gestaltungs-
spielraum zusteht (Bennemann/Te-
schke, Kommunalverfassungsrecht 
Hessen – Hessische Gemeinde-
ordnung, Kommentare, April 2015, 
§ 58, Rn. 19). Im Falle der Einberu-
fung einer Sitzung auf Verlangen 
von ein Viertel der Mitglieder muss 
der Ortsvorsteher sämtliche zur Ver-
handlung zu stellende Gegenstände 
bei der Aufstellung der Tagesord-
nung berücksichtigen. Im Übrigen 
muss er diejenigen Anträge auf die 
Tagesordnung setzen, die bis zu ei-
nem bestimmten, in der Geschäfts-
ordnung festzulegenden Zeitpunkt 
vor der Sitzung bei ihm eingehen. Es 
entsprach der Rechtsprechung des 
Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofs (vgl. u.a. HessVGH, Beschl. v. 
2.7.1985 – 2 TG 1174/85, HessVGH 
Beschl. v. 24.9.2008 – 8 B 2037/08), 
dass dem Vorsitzenden keine 

materielle (inhaltliche) Prüfungs-
kompetenz hinsichtlich der Recht-
mäßigkeit der zur Beratung und 
Abstimmung gestellten Beschlüs-
se, wohl aber eine Kompetenz zur 
Prüfung der Frage zukommt, ob der 
auf die Tagesordnung zu setzende 
Beratungsgegenstand nicht einem 
anderen Gemeindeorgan zur ori-
ginären Zuständigkeit zugewiesen 
ist. Mit der Einfügung eines Ver-
weises auf § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO 
in § 58 Abs. 5 Satz 2 HGO hat der 
Landesgesetzgeber 2011 jedoch 
weitergehend dem Stadtverordne-
tenvorsteher und somit auch dem 
Vorsitzenden des Ortsbeirats ein 
Prüfungsrecht darüber eingeräumt, 
ob der beantragte Gegenstand in 
die Zuständigkeit der Gemeinde 
bzw. des Ortsbeirats fällt. Auch 
hat der Vorsitzende alle Punkte auf 
die Tagesordnung zu nehmen, die 
von der Gemeindevertretung als 
solche durch ausdrücklichen Be-
schluss oder durch eine Geschäfts-
ordnungsregelung regelmäßig auf 
die Tagesordnung zu nehmen sind 
(Bennemann/Teschke, Kommunal-
verfassungsrecht Hessen – Hessi-
sche Gemeindeordnung, Kommen-
tare, April 2015, § 58, Rn. 22). 

Bis zum Beginn des Sitzungstages 
ist der Ortsvorsteher für die Tages-
ordnung verantwortlich, wobei er 
mit Eröffnung der Sitzung dieses 
Recht an die Mitglieder des Orts-
beirats abgibt, welche durch eine 
Mehrheitsentscheidung eine Ände-
rung der Tagesordnung herbeiwir-
ken können (Bennemann/Teschke 

Kommunalverfassungsrecht Hes-
sen – Hessische Gemeindeord-
nung, Kommentare, April 2015, § 58, 
Rn. 40). Sofern die Frist für die Ein-
reichung von Tagesordnungspunk-
ten bereits verstrichen ist, liegt es im 
Ermessen des Ortsvorstehers, die 
Tagesordnung zu erweitern. Dies ist 
ohne weiteres vor Erstellung der Ta-
gesordnung möglich, wenn es sich 
um einen unvorhersehbaren und 
dringenden Fall handelt. Dies darf 
aber nicht dazu führen, dass der 
Geschäftsgang durch wiederhol-
tes Erweitern von Tagesordnungs-
punkten wegen Nachlässigkeit ge-
stört wird, sodass bei einer Häufung 
die Möglichkeit der Sanktionierung 
in Form der Weigerung besteht. So-
bald die Ladungen verschickt wur-
den, ist die Erweiterung nur dann 
möglich, wenn die drei-Tages-Frist 
des § 58 I 2 HGO zwischen Ladung 
und Sitzung zur Vorbereitung einge-
halten wird. Dann muss der Ortsvor-
steher entweder die alte Tagesord-
nung aufheben und durch eine neue 
ersetzen oder auf die Erweiterung in 
einem Schreiben hinweisen. Wenn 
die drei-Tages-Frist nicht mehr ein-
gehalten werden kann, ist eine Än-
derung der Tagesordnung mit einer 
verkürzten Ladungsfrist nach § 58 
I 3 HGO nur zulässig, wenn es sich 
um eine eilbedürftige Angelegen-
heit handelt. (vgl. dazu Bennemann/
Teschke, Kommunalverfassungs-
recht Hessen – Hessische Gemein-
deordnung, Kommentare, April 
2015, § 58, Rn. 42 ff.). 
Wiederum obliegt es dem Ortsvor-
steher bis zum Sitzungstag wegen 
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Erledigung gewisser Sachverhalte, 
Rücknahme von Anträgen oder ge-
richtlicher Entscheidung im Wege 
einer einstweiligen Anordnung Ta-
gesordnungspunkte abzusetzen. 
Allerdings kann der Ortsvorsteher 
nicht gezwungen werden, Tages-
ordnungspunkte zu ersetzen, da 
der Ortsvorsteher weiterhin nach 
pflichtgemäßem Ermessen ent-
scheidet. Er hat aber zur Vermei-
dung von Konflikten die Möglichkeit, 
darüber in der Sitzung zu entschei-
den. Darüber hinaus ist es auch den 
Ortsbeiratsmitgliedern möglich, 
grundsätzlich jederzeit Tagesord-
nungspunkte abzusetzen oder zu 
vertagen (vgl. dazu Bennemann/ 
Teschke, Kommunalverfassungs-
recht Hessen – Hessische Gemein-
deordnung, Kommentare, April 
2015, § 58, Rn. 48 ff.). 

b) Niederschrift
Bei der Niederschrift handelt es sich 
um eine öffentliche Urkunde, wes-
halb ihr eine erhöhte Beweiskraft 
zukommt (Bennemann, Kommunal-
verfassungsrecht Hessen – Hessi-
sche Gemeindeordnung, Kommen-
tare, April 2015, § 61, Rn. 22). 

Zwingende Inhalte sind die Teilneh-
mer unter Verweis auf ein späteres 
Erscheinen oder früheres Verlas-
sen, die Verhandlungsgegenstän-
de, gefasste Beschlüsse sowie 
vollzogene Wahlen inklusive der 
Abstimmungs- und Wahlergeb-

nisse. Bei der Frage, was wesentli-
cher Inhalt der Verhandlung ist (§ 61  
Abs. 1 HGO), hat der Gesetzgeber 
keine Regelung getroffen. Jeden-
falls widerspricht es einer ökonomi-
schen Arbeit des Ortsbeirats, dies 
derart weit auszulegen, dass ein 
Wortprotokoll anzufertigen ist. An-
dererseits reicht im Falle von Kon-
flikten ein reines Ergebnisprotokoll 
ebenfalls nicht aus. Vielmehr muss 
sich der Schriftführer derart von 
einem pflichtgemäßen Ermessen 
leiten lassen, dass aus objektiver 
Sicht die wichtigen Argumente für 
oder gegen einen Beschlussvor-
schlag wiedergegeben werden. Das 
Abstellen darauf, was aus objektiver 
Sicht wesentlich ist, führt zusam-
men mit § 61 Abs. 3 HGO dazu, dass 
die Mehrheit der Gemeindevertre-
tung im Regelfall bestimmen kann, 
was wesentlich in der Verhandlung 
war. Dennoch dürfen die Stellung-
nahme und Argumente der Minder-
heit nicht in erheblichem Umfang 
oder vollkommen entfernt werden. 
Erforderlich ist, dass der Wortlaut 
von Beschlüssen aufgenommen 
wird und bei Wahlen sämtliche 
Kandidaten aufgelistet werden (vgl. 
dazu Bennemann, Kommunalver-
fassungsrecht Hessen – Hessische 
Gemeindeordnung, Kommentare, 
April 2015, § 61, Rn. 12).

Für die ordnungsgemäße Anferti-
gung bedarf es der Unterschrift des 
Schriftführers und des Ortsvorste-

hers, wobei letzterer bei Abwesen-
heit die Richtigkeit der Niederschrift 
durch seine Unterschrift bekräftigen 
kann. Sodann ist die Niederschrift 
nach § 61 Abs. 1 HGO offenzulegen, 
wobei die Geschäftsordnung dane-
ben ein Übersenden von Abschrif-
ten vorsehen kann. Aufgetretene 
Fehler oder Ungenauigkeiten kön-
nen von den Ortsbeiratsmitgliedern 
gerügt werden. Über die Einwen-
dungen entscheidet der Ortsbeirat, 
es sei denn, es handelt sich ledig-
lich um Redaktionsversehen oder 
schlichte Schreibfehler (Benne-
mann, Kommunalverfassungsrecht 
Hessen – Hessische Gemeindeord-
nung, Kommentare, April 2015, § 61, 
Rn. 29). 

Ein Einsichtsrecht in die Nieder-
schrift steht grundsätzlich nur den-
jenigen zu, die zur Mitwirkung an der 
Sitzung berechtigt waren, also die 
Ortsbeiratsmitglieder. 

c) Öffentlichkeitsgrundsatz 
Die Sitzungen des Ortsbeirats sind 
grundsätzlich öffentlich. Zur Ein-
bindung der Belange der Bürger 
des Ortsbezirkes erlaubt ihnen der 
Öffentlichkeitsgrundsatz, dass sie 
an den Sitzungen im Rahmen der 
Platzkapazität teilnehmen können. 

Der Gemeindevorstand ist nach  
§ 82 Abs. 7 HGO nicht zur Teilnah-
me an den Sitzungen des Ortsbei-
rats verpflichtet, kann diesen aber 
beiwohnen. Die Mitglieder des Ge-
meindevorstandes haben ein An-
hörungsrecht sowie die Pflicht, auf 
Anordnung Auskünfte zu den Bera-
tungsgegenständen zu erteilen. 

Insbesondere für die Gemeindever-
tretung eignet sich eine Teilnahme 
an den Sitzungen, weil sie sich dabei 
einen Eindruck von den im Ortsbe-
zirk vertretenen Auffassungen auf-
grund der besonderen Bürgernähe 
des Ortsbeirats machen und den 
eigenen Entscheidungen zu Grunde 
legen kann. Eine beratende Stimme 
haben jedoch nur die Gemeindever-
treter, die in dem Ortsbezirk wohnen 
(§ 82 Abs. 1 Satz 7 HGO).
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Umsetzung Prostituiertenschutz- 
und Prostitutionsstättengesetz hakt 

Bundesrechtliche Grundlagen
(Oe) Der Bundestag hat das Ge- 
setz zur Regulierung des Prostitu- 
tionsgewerbes sowie zum Schutz 
von in der Prostitution tätigen Per- 
sonen (Prostituiertenschutzgesetz, 
ProstG) am 7.7.2016 beschlossen, 
am 1.7.2017 ist es in Kraft getreten. 

Das ProstG enthält im Wesentlichen 
folgende Regelungen:

1.	 Anmeldepflicht für Prostitu- 
	 ierte 	am überwiegenden Tätig-
	 keitsort:
•	 Verpflichtende gesundheitliche  
	 Beratung, die bei der Anmeldung  
	 der Tätigkeit nachzuweisen und  
	 jährlich, für Heranwachsende  
	 halbjährlich, zu wiederholen ist,
•	 Erteilung einer fälschungssiche- 
	 ren Anmeldebescheinigung, op- 
	 tional einer Aliasbescheinigung,  
	 mit zweijähriger, für Heranwach- 
	 sende einjähriger Laufzeit,
•	 Informationen zur Rechtsstel- 
	 lung, Beratungs- und Unterstüt- 
	 zungsangebote, in einer Spra- 
	 che, die der oder die Prosti- 
	 tuierte verstehen kann,
•	 für bereits im Prostitutionsbereich  
	 Tätige gilt eine Übergangsfrist bis  
	 31.12.2017.

2.	 Erlaubnispflicht für die Aus- 
	 übung eines Prostitutionsstät- 
	 tengewerbes: 
•	 Zuverlässigkeitsprüfung für Be- 
	 treiber und Stellvertretung,
•	 Ausschluss von Formen der  
	 Prostitution, die mit der sexuel- 
	 len Selbstbestimmung unver- 
	 einbar sind,
•	 Bindung der Erlaubnis an ein vom  
	 Betreiber vorgelegtes Betriebs- 
	 konzept,
•	 Mindestanforderungen an Be- 
	 triebsstätten zum Schutze der  
	 Beschäftigten, Kunden, Anwoh- 
	 ner, Jugend und der Allgemein- 
	 heit,
•	 Verpflichtung der Betreiber, nur  
	 Prostituierte mit gültiger Anmel- 

	 de- bzw. Aliasbescheinigung  
	 tätig werden zu lassen,
•	 Einführung einer Kondompflicht  
	 für Prostituierte und deren Kun- 
	 den.

Das Bundesfrauenministerium hat 
die Prostitutionsanmeldeverord-
nung erst am 13. 6. 2017 erlassen. 
Ende Juni 2017 informierte die Bun-
desdruckerei, Formulare für fäl-
schungssichere Bescheinigungen 
entsprechend der ProstAV könnten 
nach Autorisierung bei ihr bestellt 
werden. Ebenfalls mit hoher Rege-
lungsdichte versehen ist die Verord-
nung über die Führung einer Bun-
desstatistik vom 13.6.2017. 

Umsetzung in Hessen
Die AG Ordnung im Hessischen 
Städtetag hatte am 6.10.2016 vor-
geschlagen, die Kreisordnungsbe-
hörden, evtl. auch die Sonderstatus-
städte sowie die Gesundheitsämter 
mit den Aufgaben des ProstG zu 
betrauen. Der Städtetag hat sich 
daraufhin an das Wirtschafts- und 
Sozialministerium mit den Fragen 
gewandt, welches Ministerium fe-
derführend in Hessen zuständig 

sein soll und wie das Land Hessen 
die Zuständigkeiten zu regeln beab-
sichtigt. Trotz mehrfacher Nachfra-
ge bei den Staatssekretären beider 
Ministerien sowie der Staatskanzlei 
wurde uns erst am 21.4.2017 mitge-
teilt, dass die Federführung für die 
landesrechtliche Umsetzung des 
ProstG der Stabsstelle Frauenpoli-
tik im Hessischen Sozialministerium 
übertragen wurde. Die zwei Vertre-
ter des Sozialministeriums konnten 
in der AG Ordnung am 11.5.2017 
keine Aussagen zur Umsetzung in 
Hessen machen, da noch immer die 
„Expertisen aus Innen- und Wirt-
schaftsministerium“ ausstanden. 
Das gleiche Bild zeigte sich in einem 
Gespräch am 15.5.2017, zu dem das 
Sozialministerium die drei kommu-
nalen Spitzenverbände eingeladen 
hatte. Außer dem Sozialministeri-
um war kein anderes Ministerium 
vertreten. Der Städtetag war mit 
Vertretern aus Frankfurt am Main, 
Wiesbaden und Marburg zugegen. 
Es gab keine Widerrede gegen die 
vorgeschlagene Zuständigkeit auf 
Kreisebene. Eine ZuständigkeitsVO 
wurde für „das zweite Quartal 2018“ 
in Aussicht gestellt. Für Verwunde-
rung sorgte dann das Schreiben von 
Sozialstaatsekretär Dr. Dippel vom 
27.6.2017, in dem er die Magistrate 
und Gemeindeverbände in Hessen 
im Benehmen mit dem Innenminis-
terium darüber „informiert“, Anmel-
dung und Erlaubniserteilung sei dem 
Gefahrenabwehrrecht zuzuordnen, 
die Städte und Gemeinden seien 
ab dem 1.7.2017 dafür zuständig. 
Die Landesregierung beabsichtige 
die oberste Aufsichtsbehörde und 
weitere Punkte zur Umsetzung des 
ProstG „zu gegebener Zeit“ durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Die 
Vorgehensweise dieser Aufgaben-
zuordnung muss rechtlich hinter-
fragt werden! Ebenso muss ange-
sichts dieser neuen Aufgabe die 
Forderung nach Konnexität an das 
Land gestellt werden.
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Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Klimaanpassung jetzt – eine Notwendigkeit oder Chance?
Gastbeitrag von Birgit Georgi – Strong cities in a changing climate. 
www.birgitgeorgi.eu

Nachdem Klimaschutz zur Minde-
rung der CO2-Emissionen sich zu-
nehmend in der kommunalen Praxis 
etabliert hat, taucht vermehrt die 
Forderung nach Klimaanpassung 
auf. Brauchen Kommunen tatsäch-
lich dieses neue Aufgabenfeld?

Die Anstrengungen des Klimaschut-
zes sind von enormer Bedeutung 
und helfen, Klimaänderungen auf 
einem Niveau zu halten, das noch 
handhabbar ist. Trotz aller Bemü-
hungen werden wir mit längeren und 
intensiveren Hitzeperioden, mehr 
Starkregenereignissen und Hoch-
wassern rechnen müssen. Das be-
deutet starke Gesundheitsbelastun-
gen einschließlich vieler vorzeitiger 
Todesfälle, Unterbrechungen bei der 
Versorgung mit Energie, Wasser und 
anderen Gütern und Dienstleistun-
gen, Produktionsausfälle und vieles 
mehr, wenn wir uns nicht rechtzeitig 
an die Veränderungen anpassen.

Doch haben Kommunen derzeit 
nicht wichtigere und dringendere 
Aufgaben als sich heute schon um 
mögliche zukünftige Veränderungen 
zu kümmern? Brauchen wir wirklich 
ein neues Aufgabenfeld angesichts 
knapper Kassen? Verschiedene 
Kommunen weltweit – selbst vie-
le ärmere – haben begriffen, dass 
Klimaveränderungen jeden be-
treffen werden: das Funktionieren 
der Wirtschaft, unserer Städte und 
Gemeinden und die Lebensquali-
tät der Bürger, und haben bereits 
erste Maßnahmen eingeleitet. Da-
bei muss Klimaanpassung nicht 
zwangsläufig viel Geld kosten und 
wird finanziell gefördert. Was Kom-
munen in der Anfangsphase eher 
fehlt, sind eine genauere Kenntnis 

und das Bewusstsein für die Klima-
auswirkungen in der Kommune und 
zu den Möglichkeiten und Chancen 
der Anpassung. Warum, wo und wie 
sollen sie beginnen?

Auch wenn die Dringlichkeit nicht 
immer sichtbar ist, die Risiken ver-
schwinden nicht. Ein umsichtiges 
Handeln heute ermöglicht Klima-
anpassung bevor der Schaden ein-
tritt. Sind jedoch Häuser, Straßen 
und andere Infrastruktur erst ein-
mal gebaut, wird es in der Zukunft 
schwierig bis unmöglich sein, diese 
klimaresilient umzubauen. Die Kos-
ten werden oft ein Vielfaches dessen 
betragen, was heutige umsichtige 
Planung ermöglichen könnte. Mitun-
ter sind es nur eine entsprechende 
Bodennivellierung und ein erhöhtes 
Eingangsniveau, die Wasser von 
den Häusern fern halten, Grünanla-
gen mit Vertiefungen, die nicht nur 
Wasser infiltrieren sondern auch 
vorübergehend speichern, Bäume 
die verschatten oder Bürgernetz-
werke, die sich um ältere Menschen 

bei Hitzewellen kümmern. Es geht 
darum, die Weichen zu stellen. Ist 
erst einmal der Anfang gemacht 
und hat sich das Denken zur Klima-
anpassung etabliert, ist es häufig 
auch leichter, Mittel für notwendige 
kostenintensivere Maßnahmen zu 
erschließen.

Eine verwaltungsübergreifende Ar-
beitsgruppe, ein engagierter und un-
terstützter „Kümmerer“ und ergän-
zende externe Unterstützung oder 
der Austausch mit anderen Städten 
können bereits viel bewirken. Im 
Grunde ist viel lokales Wissen be-
reits vorhanden und muss nur in den 
richtigen Kontext gebracht und mit 
Fachwissen ergänzt werden. Viele 
Maßnahmen können zunächst in 
ohnehin anstehende Aufgaben der 
Wasserwirtschaft, Grünanlagen, 
Soziales, Gesundheit usw. integriert 
werden. Entscheidend ist es, auf 
der Basis strategischer Überlegun-
gen den Gesamtzusammenhang zu 
wahren und Synergien mit anderen 
Arbeitsbereichen systematisch zu 
nutzen. 

Kreative Lösungen, die Probleme 
ganz anders (und oft kostengüns-
tiger) als bisher angehen, bieten 
zudem zahlreiche Chancen. Statt 
massiv die Kanalisation auszu-
bauen, machen Wasser zwischen-
speichernde Maßnahmen, wie die 
multifunktionalen Wasserplätze in  
Rotterdam, umgestaltete Grünan-
lagen in Kopenhagen, Dachbegrü-
nungen in Basel und Hamburg oder 
Flussrenaturierungen wie in Arns-
berg, die Städte widerstandsfähi-
ger und gleichzeitig schöner und 
lebenswerter für die Bürger und  
attraktiver für Unternehmen.
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Birgit Georgi, Stadt- und Klimaberaterin

Umsetzung Prostituiertenschutz- 
und Prostitutionsstättengesetz hakt 
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Novelle der Hessischen Bauordnung in der Anhörung 

(Pf) Zurzeit läuft das schriftliche 
Anhörungsverfahren zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Neufassung 
der Hessischen Bauordnung und 
zur Änderung landesplanungs- und 
straßenrechtlicher Vorschriften. Es 
handelt sich um ein Artikelgesetz, 
das in Artikel 1 die Hessische Bau-
ordnung zum Gegenstand hat. 

Anlass zu der vom Hessischen Wirt-
schaftsministerium vorbereiteten 
Gesamtnovelle der HBO gaben der 
Koalitionsvertrag der hessischen 
Landesregierung, die Änderungen 
der Musterbauordnung aus Anlass 
der Entscheidung des EuGH vom 
16.10.2014 zum Bauproduktenrecht, 
das Bündnis Allianz für Wohnen und 
die Verpflichtung, die Seveso-lll-
Richtlinie umzusetzen.

Die Hessische Bauordnung wurde 
letztmalig zum 3.12.2010 novelliert. 
Der Gesetzesentwurf sieht unter an-
derem eine weitergehende Anpas-
sung an die Musterbauordnung vor, 
um die länderübergreifende Rechts-
anwendung zu erleichtern. So über-
nimmt er zum Beispiel die neuen 
Regelungen der Musterbauordnung 
zum Bauproduktenrecht. Zudem 
werden die Baustoff- und Bauteilan-
forderungen systematisch an die der 
MBO angeglichen und in Abkehr zu 
der bisherigen Tabelle direkt in die 
HBO integriert.

Weiter hat der Entwurf die Umset-
zung der Seveso-III-Richtlinie zum 
Gegenstand, die Regelungen für 
die Verhütung schwerer Unfälle, die 
durch bestimmte Industrietätigkei-
ten verursacht werden können und 
Regelungen zur Begrenzung der 
Unfallfolgen für die menschliche Ge-
sundheit und die Umwelt enthält und 
zudem verlangt, dass die Öffentlich-
keit vor der Zulassung eines schutz-
bedürftigen Vorhabens in der Nach-
barschaft eines Störfallbetriebs 
Gelegenheit zur Äußerung erhält. 

Um die Digitalisierung des Bauge-
nehmigungsverfahrens in Hessen zu 

fördern, sieht der Gesetzesentwurf 
zum Beispiel die Streichung der 
Schriftform an verschiedenen Stel-
len vor. Auch wird auf die zwingende 
Papierform der Baugenehmigung 
verzichtet, um die hierdurch verur-
sachten Medienbrüche im Verfah-
rensablauf in Zukunft zu vermeiden. 
Insgesamt soll die Einführung des 
elektronischen Verfahrens vorange-
bracht werden. 

Nach den Rückmeldungen aus den 
Städten, die sich an der Umfrage 
des Hessischen Städtetages zu der 
HBO-Novelle beteiligt haben, wer-
den die vorgesehenen Änderungen 
von Form- und Verfahrensvorschrif-
ten, die die Einführung des elektro-
nischen Verfahrens unterstützen, 
überwiegend positiv bewertet.

Auch befürwortet wird, dass die 
Forderung der Stellplatzpflicht wei-
terhin der eigenverantwortlichen 
Entscheidungsgewalt der Gemein-
den obliegen soll, denn aufgrund 
der unterschiedlichen Gegeben-
heiten müssen die entsprechenden 
Entscheidungen vor Ort getroffen 
werden. Neu eingeführt werden soll 
die Möglichkeit, bis zu einem Vier-
tel der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge durch Abstellplätze 
für Fahrräder zu ersetzen, was zu ei-
ner Stärkung des nichtmotorisierten 
Individualverkehrs führen soll. Von 
der Regelung kann durch Satzung 
abgewichen werden. In diesem Zu-

sammenhang wird es für sinnvoll 
erachtet, dass Übergangsfristen für 
entsprechende Modifikationen der 
jeweiligen Stellplatzsatzungen ein-
geräumt werden. 
Entsprechend dem Beschluss des 
Ausschusses für Bau und Planung 
im Mai wird die Geschäftsstelle im 
Herbst einen Workshop als Erfah-
rungsaustausch zu dem Thema 
„Stellplatzpflicht und Umsetzung 
derselben in den Kommunen“ 
durchführen.

Ein großer Kritikpunkt an dem Ge-
setzesentwurf ist unter anderem, 
dass er keine Wiedereinführung der 
Teilungsgenehmigung vorsieht. Zu-
letzt gab es in der Hessischen Bau-
ordnung aus dem Jahr 1993 eine 
solche Regelung. Der Entfall der 
Teilungsgenehmigung im Jahr 2002 
führt in der Praxis immer wieder 
zu erheblichen bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlichen Proble-
men. Beispielhaft sei erwähnt, dass 
häufig die zulässige Ausnutzung der 
neuen Baugrundstücke überschrit-
ten wird oder die Abstandsflächen 
nicht eingehalten werden. In diesen 
Situationen können legale Zustände 
mit baurechtlichen Instrumenten nur 
schwer hergestellt werden. Die ein-
zige Möglichkeit sind dann oftmals 
Abweichungen und Befreiungen. 
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Vollversammlung der Stadtverordnetenvorsteher 
und Stadtverordnetenvorsteherinnen 2017

(Gi) Zum Zweck des erweiterten 
Erfahrungsaustausches hat am  
16. Juni 2017 die 35. Vollversamm- 
lung der Stadtverordnetenvor-
steher/-innen in Rüsselsheim am 
Main stattgefunden. Eingeladen  
waren alle Stadtverordnetenvor-
steher/-innen und Vorsitzende der 
obersten Organe der Städte und 
Gemeinden oder deren Vertreter, 
die im Hessischen Städtetag orga-
nisiert sind. Die Veranstaltung fand 
im Rahmen des Hessentages „Main 
Rüsselsheim, Unser Hessen“ statt. 
Durch die Sitzung führte der Stadt-
verordnetenvorsteher der Stadt 
Frankfurt am Main, Stephan Siegler. 

Der Stadtverordnetenvorsteher der 
Stadt Rüsselsheim am Main, Jens 
Grode, und Bürgermeister Dennis 
Grieser hießen die ersten Bürgerin-
nen und Bürger im Lande Hessen 
herzlich in der Hessentagsstadt 
willkommen. Die Vollversammlung 
der Stadtverordnetenversammlung 
widmete sich den Themen Ehren-
amt, Europa und die Vereinbarkeit 
der Öffentlichkeit im Sinne der Kom-
munalverfassung mit Social Media.

Zum Ehrenamt referierte Landtags-
präsident Norbert Kartmann.
In seinem Vortrag betonte er, dass 
das ehrenamtliche Mandat einen 
großen Stellenwert für das gesam-
te Gemeinwesen hat und die Über-
nahme eines solchen eine Frage der 
Wertschätzung sei und eine gesell-
schaftliche Notwendigkeit darstellt. 
Die Übernahme eines ehrenamtli-
chen Mandats würde seitens der 
Bürger zwar als wichtig erachtet, 
dies wäre jedoch nicht immer hör-
bar. Der Landtagspräsident plädier-
te für eine gesetzliche Pflicht zur 
Einrichtung von Ortsbeiräten und für 
eine angemessene Aufwandsent-
schädigung ehrenamtlicher Man-
datsträger. Das Referat beendete er 
mit der Feststellung, dass die demo-
kratische Willensbildung in unserem 
Land aus der kommunalen Ebene 

erwachsen ist und die Selbstverwal-
tung der Gemeinden die Schule der 
Demokratie ist.

Staatssekretär Mark Weinmeister 
referierte über die derzeitige Situa-
tion in der Europäischen Union. Ziel 
müsse es sein, eine „Scheidung“ 
von England zu vollziehen, bei der 
die Länder der EU und England nicht 
so weit voneinander entfernt wer-
den, dass sie nie mehr zusammen-
kommen können. Zu klären wäre 
der Status der Briten, die in der EU 
leben und die finanziellen Verpflich-
tungen Großbritanniens. Das Land 
hätte noch 6 Milliarden € an die EU 
zu entrichten. Es müssten Rahmen-
bedingungen zwischen der EU und 
Großbritannien ausgehandelt wer-
den, wie künftig zusammengearbei-
tet werden kann. Mitglieder der EU 
dürften in jedem anderen EU-Land 
arbeiten und dort Dienstleistungen 
anbieten. Auf Grundlage dieser Frei-
zügigkeit sollte ein entsprechendes 
Freihandelsabkommen mit Großbri-
tannien ausgehandelt werden. 

Das Thema Öffentlichkeitsprinzip 
i.S. der Kommunalverfassung und 
Social Media war Gegenstand des 
Vortrags von Ministerialdirigent 
Matthias Graf aus dem Hessischen 
Innenministerium. Dieser teilte mit, 
dass Kommentatoren der Kommu-
nalverfassungen der Ansicht seien, 
dass sich die Rahmenbedingungen 
durch Social Media nicht wesentlich 
verändern würden. Das Innenmi-
nisterium wäre jedoch bereit Denk-
anstöße aufzugreifen. Festzustel-

len sei, dass die Öffentlichkeit ein 
essentieller Bestandteil der lokalen 
Demokratie ist. Die Möglichkeiten 
der elektronischen Kommunikation 
hätten deshalb in den letzten Jahren 
in das Regelwerk der HGO Eingang 
gefunden.

Abschließend waren noch allgemei-
ne Fragen zur Hessischen Gemein-
deordnung aufgerufen. In diesem 
Zusammenhang wurde das Thema 
der Sozialversicherungspflicht von 
ehrenamtlichen Mandatsträgern 
erörtert. Der Geschäftsführende Di-
rektor des Hessischen Städtetags 
berichtete, dass dieses Thema auf 
der Bundesebene bereits erörtert 
würde. Aus ehrenamtlicher Tätigkeit 
dürften keine Nachteile erwachsen, 
welche die Bereitschaft ein ehren-
amtliches Mandat zu übernehmen 
schmälern würde.

Stadtverordnetenvorsteher Stephan 
Siegler bedankte sich abschließend 
bei Stadtverordnetenvorsteher Jens 
Grode und seinem Team für die 
Ausrichtung der Vollversammlung. 
Die Tagungsteilnehmer nahmen 
anschließend am Empfang für das 
Hessische Kabinett teil.

Der Hessische Städtetag dankt al-
len Teilnehmern für ihr Engagement 
und der Stadt Rüsselsheim am Main 
– insbesondere Stadtverordneten-
vorsteher Jens Grode, Oberbürger-
meister Patrick Burghardt und Bür-
germeister Dennis Grieser – für ihre 
Gastfreundlichkeit. 
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www.gvv.de

GVV-Kommunalversicherung VVaG · Aachener Straße 952–958 · 50933 Köln

INTELLIGENTE VERSICHERUNGSKONZEPTE.  
DAMIT DER HAUSHALT NICHT BADEN GEHT.

Kommunen droht bei großen Schäden schnell ein finanzielles „Land unter“. 

GVV-Kommunal schützt mit umfassendem Expertenwissen und maximalen Versicherungssummen  

im Worst Case. Über 100 Jahre Erfahrung machen uns zu einem Partner mit höchster Kompetenz.  

Mit uns behalten Sie bei jedem Schaden den Kopf über Wasser.
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

09.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter „Nord“ 10.00 Frankenberg 

14.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter „Starkenburg“ 10.00 Pfungstadt 

15.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter „Mitte“ 09.00 Butzbach 

16.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter „Taunus“ 09.00 HdkS 

17.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter „OF/MKK“ 09.00 Neu-Isenburg 

30.08.2017 AG Stadtverordnetenvorsteher 10.00 Kassel 

30.08.2017 AG Kämmereiamtsleiter 10.00 Darmstadt 

31.08.2017 Ausschuss für Schule und Kultur 10.00 Kassel

04.09.2017 AK IT 10.00 Groß-Gerau  

06.09.2017 Ausschuss Finanzen und Wirtschaft 10.00 Offenbach am Main

14.09.2017 Präsidium + Hauptausschuss 09.00 Rüsselsheim am Main

27.09.2017 Ausschuss für Umwelt und Verkehr 10.00 HdkS

27.09.2017 AG Steueramtsleiter 10:00 Gießen

27.09.2017 AK Jugendarbeit 10.00 Frankfurt am Main

04.10.2017 AG Frauenbeauftragte 10.00 Rüsselsheim am Main

17.-18.10.2017 AG Jugendamtsleiter 16.00 Darmstadt

Gremientermine
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www.gvv.de

GVV-Kommunalversicherung VVaG · Aachener Straße 952–958 · 50933 Köln

INTELLIGENTE VERSICHERUNGSKONZEPTE.  
DAMIT DER HAUSHALT NICHT BADEN GEHT.

Kommunen droht bei großen Schäden schnell ein finanzielles „Land unter“. 

GVV-Kommunal schützt mit umfassendem Expertenwissen und maximalen Versicherungssummen  

im Worst Case. Über 100 Jahre Erfahrung machen uns zu einem Partner mit höchster Kompetenz.  

Mit uns behalten Sie bei jedem Schaden den Kopf über Wasser.
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